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Ueber die Haftangsverbindlichkeit des Staats aus 

rechtswidrigen Handlungen und Unterlassungen 

seiner Beamten. 



Von Staatsrath S. A. Zachariä, Professor in Göttingen. 



Zu den practisch ebenso wichtigen, als wissenschaftlich in- 
teressanten staatsrechtlichen Fragen der Gegenwart, die 
sich aber noch im Stadium der Controverse befinden, gehört auch, 
ungeachtet sie schon vielfach erörtert worden ist, ohne Zweifel die 
Frage über die Haftungsverbindlichkeit des Staats aus rechts- 
widrigen Handlungen oder Unterlassungen seiner Beamten, durch 
welche einzelne (physische oder moralische) Personen vermögens- 
rechtlich beschädigt worden sind. Indem wir hiermit einen Beitrag 
zur Lösung dieser Frage zu geben versuchen, bescheiden wir uns 
selbstverständlich in der Erwartung, die Controverse zum Ab- 
schluss zu bringen. Ehe es dazu kommj, wird es noch eines 
vollständigem und durchgreifendem Klärungsprocesses in Betreff 
der Geltung und Berechtigung des staatsrechtlichen und des pri- 
vatrechtlichen Princips bedürfen, als er sich bis jetzt in Deutsch- 
land vollzogen hat. Denn wie die meisten im staatlichen Leben 
hervortretenden Streitfragen, z. B. über die Souveränetät der 
deutschen Fürsten, das Becht der Stände, das Verhältniss der 
Staatsdiener überhaupt u. s. w. , sich auf einen Grenzstreit zwi- 
schen dem staatsrechtlichen und dem privatrechtlichen Princip 
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zurückführen lassen, so ist es auch bei der Controverse der Fall, 
deren Besprechung wir uns vorgesetzt haben. 

Welchen Standpunkt wir dabei glauben einnehmen zu müs- 
sen, dürfte schon dadurch angedeutet sein, dass wir die Frage 
als eine staatsrechtliche bezeichneten. Denn der Umstand 
allein, dass es sich primär oder seeundär um eine Verpflichtung des 
Staats,, oder des Fiscus , der weiter nichts als der Staat in ver- 
mögensrechtlicher Beziehung ist, handelt, macht eine Frage noch 
zu keiner staatsrechtlichen im eigentlichen Sinne. Auch der Staat 
hat seine privatrechtliche Sphäre und insoweit es sich um Ver- 
hältnisse handelt, die ihrem Grund und Wesen nach dem Privat- 
recht angehören, kann, anerkannter Maassen, dadurch keine prin- 
cipiell verschiedene Beurtheilung gerechtfertigt werden, dass der 
Staat dabei als berechtigtes oder verpflichtetes Subject erscheint; 
wie z. B. bei Staatsschulden, insoweit dabei das Rechtsverhältniss 
zwischen Gläubiger und Schuldner in Frage kömmt, kein Grund 
ersichtlich ist, andere Normen, als für Schuldverhältnisse gewöhn- 
licher Art aufzustellen. Die Existenz einer staatsrechtlichen 
Frage wird dadurch bedingt, dass ihre Lösung aus der Natur 
des staatlichen Verhältnisses selbst, aus dem Wesen 
des Staats als eines lebendigen Organismus entnommen werden 
muss, nach welchem sich das Verhältniss des Gliedes zum Gan- 
zen hestimmt. Wo diese Forderung rationell als begründet er- 
scheint, hört aber auch anderer Seits eine Frage nicht desshalb 
auf, eine staatsrechtliche Frage zu sein, weil es sich auf der 
einen Seite um einen vermögensrechtlichen Anspruch handelt, also 
um ein in der Regel auf dem Gebiete des Privatrechts sich be- 
wegendes Object. 

Da es uns übrigens wesentlich auf die Feststellung dessen 
ankömmt, was als positives Recht zur Erkenntniss und 
Anwendung kommen soll, so versteht sich von selbst, dass 
wir uns nicht mit den Consequenzen einer philosophischen Staats- 
doctrin begnügen können , sondern vorzugsweise den histori- 
schen Entwickelungsprocess in Betreff der hier in Frage kom- 
menden Rechtsprincipien ins Auge fassen müssen. Hinsichtlich 
des zu gewinnenden Resultates machen wir aber freilich auch 
hier die für unsere staatsrechtliche Doctrin überhaupt unentbehr"- 
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liehe Forderung geltend, nicht blos dasjenige zum Inhalt des po- 
sitiven Rechts zu rechnen , was durch Gesetz oder Gewohnheit 
ausdrücklich anerkannt oder ausgesprochen ist, sondern auch 
dasjenige, was sich als notwendige Consequenz des von dem 
herrschenden Rechtsbevvusstsein getragenen, den bestehenden Ver- 
fassungen zu Grunde liegenden Staatsbegriffs ergibt 1 ). Bei 
dem historischen Entwickelungsprocess aber müssen selbstverständ- 
lich für uns in Deutschland die Quellen des gemeinen Rechts 
und die Do et r in oder die allmählig in der Wissenschaft hervor- 
tretenden, resp. zeitweise herrschenden Auffassungen in Betracht 
gezogen werden. Was die neuern Gesetzgebungen über 
unsere Frage enthalten, werden wir am Schlüsse der Abhand- 
lung zusammenstellen. 

I. Die Quellen des gemeinen Rechts. 

So häufig auch in der Doctrin auf Aussprüche der Quellen 
des gemeinen Rechts recurrirt worden ist, um daraus eine Ent- 
scheidung der vorliegenden Frage zu gewinnen, so kann doch 
eine unbefangene Betrachtung derselben das Geständniss nicht 
zurückhalten, dass sie weder für, noch gegen die Haftungs- 
verbindlichkeit des Staats eine directe Entscheidung enthalten. 
Dies gilt zunächst ganz unläugbar 

A. vom römischen Recht, und dieser Mangel kann uns 
nicht befremden, wenn wir erwägen, dass eine wesentliche Vor- 
aussetzung für eine Haftpflicht des Staats dem Einzelnen- gegen- 
über, nämlich die Abgrenzung der staatlichen und der individuel- 
len Rechtssphäre, das Anerkenntniss eines auch der letzteren dem 
Staate gegenüber gebührenden rechtlichen Schutzes in den an- 
tiken Vorstellungen vom Staat oder der res publica, in deren pleni- 
tudo potestatis das Recht des Einzelnen, so zu sagen, ganz auf- 
geht, keinen Platz finden konnte 2 ). Allerdings kennt das römische 
Recht eine volle Verantwortlichkeit der Magistrate dem souveränen 
populus, resp. dem Senate gegenüber, sowie später im Verhältniss 



1) H. A. Zachariä, Deutsches Staats- und Bundesrecht. 2. Aufl. 
Th. I. S. 7 f. 

2) Vgl. Hüllmann, Staatsrecht des Alterthunis. Cöln 1820. S. 294 f. 
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zur obersten Gewalt der Imperatoren *) ; auch war der Einzelne 
gegen Ausschreitungen der Magistratur theils durch die provocatio 
ad populum (später an den Kaiser), theils durch das republicanische 
Interventionsrecht einer gleichen Magistratur und das liberum veto 
der tribunicia potestas nicht ohne verfassungsmässige Schutzmittel 
und seit der Lex Calpurnia (604 U. c.) hatten die Provincialen 
auch ein seinem Wesen nach civilrechtliches , aber in die Form 
des publicum Judicium eingekleidetes Mittel, um sich vermögens- 
rechtlich gegen Erpressungen der Provincialbeamten an den- 
selben zu erholen (Judicium repetundarum sc. pecuniarum) 2 ). 
Ebenso enthält auch das classische römische Recht wohl eine 
Reihe von Bestimmungen darüber, was die öffentlichen Beamten 
selbst, dem Gemeinwesen und auch Privaten gegenüber, aus 
oder in Betreff ihrer Amtsverwaltung zu prästiren haben; wie 
und unter welchen Bedingungen Amtscollegen in Anspruch 
genommen werden können und unter welchen Voraussetzungen 
bei Municipalämtern die s. g. Nominatores und Creatores haft- 
pflichtig sind 3 ). Auch wird die Verpflichtung 4er Beamten selbst, 
den Schaden aus ihrem Vermögen zu ersetzen, welchen sie durch 
pflichtwidriges Handeln oder Unterlassen dem Staate zugefügt 
haben, in einer Reihe von Stellen ganz bestimmt ausgesprochen *). 
Allein von einer, sei es cumulativen oder subsidiären, Haftungs- 
pflicht des Staates selbst oder des Fiscus aus rechtswidriger 
Schadenszufügung des Beamten, dem einzelnen Beschädigten ge- 
genüber, finden wir im römischen Recht durchaus keine befrie- 
digende Spur. 

Zwar legen ältere Schriftsteller (wie z. B. Stryck) bei 
ihren Erörterungen über die obligatio principis ex facto ministri 

1) S. besonders die gute Schrift von Edouard Laboulaye, Essai 
sur les Iois criminelles des Romains, concernant la responsabilite' des ma- 
gistrats. Paris 1845. 

2) S. bes. Laboulaye 1. c. p. 196 seq. 

3) L. 6. L. 9. § 8. L. 2. § 7. Dig. L. 8 (de admin. rer. ad viv. 
pertin.) Tit. Dig.. XXVII. 8. Cod. V. 75 (de magistratib. conveniendis). 
Puchta, Pandekten. § 357. 358. 

4) L. 1. 4. 13. §2. Cod. X. 16 (de annon. et tribut.) L. 2. Cod. X. 2 
(de conven. fisci debitor.) L. 2. Cod. XI. 30 (de admin. rer. publ.) Vergl. 
Sundheim, pract. Rechtsfragen. Giessen 1827. S. 19 f. 
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besonderes Gewicht auf eine Stelle *), welche besagt : „Quae acta 
gestaque sunt a Procuratore Caesaris sie ab eo comprobantur 
atque si a Caesare gesta sunt" ; — allein wenn man auch den 
Procurator Caesaris zu den Staatsbeamten sollte rechnen dürfen, 
so ist doch in dieser Stelle, wie sich aus den folgenden Sätzen 
CL. 1. cit. § • ]. 2) zur Genüge ergibt, nur von erlaubter, die 
instruetionsmässigen Grenzen nicht überschreitender Geschäfts- 
führung die Rede. Was aber die, in der altern Literatur (wie 
wir noch unten sehen werden) häufig genug hervortretende, Be- 
nutzung von s. g. Analogieen des römischen Rechts betrifft, 
so müssen wir sie mit der allgemeinen Entgegnung abfertigen, 
dass eis dem heutigen Standpunkt der Wissenschaft nicht mehr 
entspricht, eine Rechtsfrage durch Berufung auf einzelne aus dem 
Zusammenhang gerissene Stellen abzumachen, welche von ganz 
anderen, ihrer innern Natur wesentlich verschiedenen, Verhältnissen 
reden, und höchstens ein sehr äusserliches Moment zur Ver- 
gleichung darbieten 2 ). Auf die Frage, wie es mit der zeitweise 

1) L. 1. pr. Dig, I, 19 (de offic. procurator. Caesar.) 

2) Wer möchte sich ?.. B. jetzt noch mit den von Leyser, Medit. 
ad Pand. Spec 680. med, 32. 33 angeführten Stellen befriedigen lassen, 
von welchen die eine (L. 14 Dig. XVIII. 6 de peric. et comm. rei vend.) 
den Verkäufer für den Untergang der verkauften Sache nicht haften lässt, 
wenn er die gewöhnliche Sorgfalt in custodiendo prästirte, sollte auch die 
Sache „tervorum negligentia" verbrannt sein; und die andere (L. 11 § 2 
Dig. XXXIX. 4 de publican.) besagt: „Der Eigenthümer des Schilfes ver- 
wirke dasselbe nicht wegen der in seiner Abwesenheit von den Schiffs- 
leuten begangenen Defraude!? Denn obwohl Leyser nur von der Ver- 
bindlichkeit des Gerichtsherrn aus den Handlungen seines Justitiars 
handelt, so wird man doch auch dabei (abgesehen davon, dass auch der 
Gerichtsherr nur aus dem richtigen staatsrechtlichen Princip haft- 
pflichtig sein kann) den verneinenden Beweis für eben so ungenügend 
erkennen , wie wenn Leyser 1. c. in dem unmittelbar vorher mitgetheilten 
Erkenntniss sich für die Haftungspflicht des Gerichtsherrn beruft auf die 
von den römischen De curionen handelnden Stellen: L. 60. 64. Cod. X. 31. 
(de decurion.) L. 21. Cod. I. 31. (de episc. et cler.) und ausserdem noch 
auf L. 74 Dig. III. 4. (de procurat.), eine Stelle, welche dem actor civitatis 
verbietet, „negotium publicum per procuratorem agere", und von der schon 
desshalb schwer einzusehen ist, was sie gegen den Gerichtsherrn be- 
weisen soll, der einen Justitiar bestellen darf, oder gar gegen den S taat, 
der sich ja immer vertreten lassen muss. 
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herrschend gewordenen Berufung auf die privatrechtlichen Grund- 
sätze des römischen Rechts über die Haftpflicht des Mandans aus 
den Handlungen des Mandatars zur Lösung der vorliegenden 
Frage stehe? werden wir weiter unten näher zurückkommen 
müssen. Auch wollen wir nicht behaupten, dass sich nicht ge- 
wisse Rechtsanalogieen im römischen Recht fänden, welche bei 
der rationellen Begründung der Haftpflicht des Staats, wie sie 
auf ihrer eigenen Basis errichtet werden muss, benutzt oder als 
Stütze gebraucht werden könnten. Wir haben es hier nur mit 
einzelnen Gesetzesanalogieen zu thun, aus welchen man ohne 
Weiteres eine Entscheidung über unsere Frage zu entnehmen 
berechtigt wäre. 

B. Dass das canonische Recht für diese Frage keine di- 
recte oder indirecte Entscheidungsnorm darbieten kann, lässt sich 
von vornherein als sicher betrachten. Auch erinnern wir uns 
nirgends in der Literatur eine analoge Benutzung eines Canons 
gefunden zu haben, Das cap. 76 de Reg. jur. in 6to mit seinem 
Ausspruch „Delictum personae non debet in detrimentum Ecclesiae 
redundare" wird auch wohl Niemand hierher ziehen mögen. Offen- 
bar bezieht sich dasselbe nur auf Restitution der Kirche wider 
Versäumnisse ihrer Vertreter. Aber auch 

C. in den einheimischen gemeinrechtlichen Quet 
len wird man sich vergebens nach einer bestimmten positivrecht- 
lichen Entscheidung umsehen, und die Analogieen, die man wohl 
auch hieraus zu entnehmen gesucht hat, sind sämmtlich ganz un- 
passend oder ungenügend. An, das „Risum teneatis" möchte man 
erinnern, wenn man sieht, wie z. B. bei Leyser *) ganz ernst- 
lich (gegen die Haftungspflicht des Gerichts her rn) eine Stelle 
des Sachsenspiegels hierhergezogen wird, von der man höchstens 
sagen könnte, sie passe, wie die Faust auf das Auge 2 ). Wenn 
man aber die deutschen Reichsgesetze ins Auge fasst, so 



1) Medit. ad Pand. Spec. 1. c. 

2) Sachsenspiegel Buch II. Art. 32. „Niemaiien ist vor seinen knecht 
phlichtic zu antwurtene vor baz, wen als sin Ion geweret, her en werde 
sin bürge." (Die hochdeutsche Uebersetzung des Artikels in der Ausgabe 
von Zobel (1580) schiebt vor dem Knecht auch den freien Die- 
ner mit ein). 
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wird man auch in diesen vergebens nach einer directen Ent- 
scheidung unserer Frage suchen, obwohl bei dem pro et contra 
gelegentlich verschiedene Aeusserungen derselben von älteren 
und auch noch von neueren Schriftstellern allegirt worden sind. So 
hat man besonders auf diejenigen Bestimmungen Bezug genom- 
men, welche von Klagsachen der Landstände und Unterthanen 
wider ihre Obrigkeit, und dabei von einer Vertretung der 
Diener durch ihre Herren reden, wie namentlich der Reichsdepu- 
tations- Abschied v. 1600 § 24, um damit zu belegen r ), dass der 
Staat hafte, wenn er selbst die (widerrechtliche) Handlung be- 
fohlen habe, oder sie als die seinige anerkenne. Allein 
viel Gewicht ist schon desshalb nicht auf diese Stelle zu legen, 
weil sie hauptsächlich nur von der Berufung auf das Recht der 
A u s t r ä g e spricht 2 ) und über die materielle Frage, wann der 
„Herr seine Diener" zu vertreten habe, in der That nichts be- 
stimmt; abgesehen davon, dass eine Identificirung des Staats 
mit der dabei vorausgesetzten persönlichen Verpflichtung einzelner 
unmittelbarer Glieder oder Stände des Reichs als ganz unzulässig er- 
scheint, und auch im übrigen die dabei gemachten besonderen 
Voraussetzungen gar nicht zutreffen. — Ferner hat man bei der 
Behandlung unserer Frage die reichsgesetzliche, auch schon im 
Sachsenspiegel Buch U. Art. 27 § 2 vorkommende Bestimmung 
benutzt, wonach der Geleitsherr verpflichtet sein soll, den 
auf der Geleitsstrasse von dem Reisenden durch Beraubung er- 



1) Dies geschieht z. B. noch von Heffter, Beiträge zum deutsch. 
Staats- u. Fürstenrecht. S. 163. Note 90. Vgl. auch Deutsch. St. u. Bun- 
desrecht. Th. II. § 138. Note 5. 

2) Der cit. § 24 des R.-Dep.-Absch. v. 1600 besagt: „Gleichermaassen, 
wenn einer, so vermöge der Reichsordnung vor die Austrage gehörte, 
m it andern seinen Dienern und Unterthanen zu beklagen, sollen 
die Austräge diesfalls nicht Statt baben, — — es wäre denn, dass die 
Diener oder Unterthanen für sich Selbsten mit der Sache 
nichts zu schaffen und allein zu derselben als blose ministri ge- 
braucht, auch ex facto «uö sie nicht, sondern ihr Herr dem Kläger 
obligirt und condemnirt werden möchte, auch der Herr die Diener 
selbst vertreten konnte oder wollte, auf welchen Fall allein 
auf den Principal zu sehen, — und der Unterthan und Diener ihm (an die 
Austräge) zu folgen schuldig sein solle." — 
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littenen Schaden zu ersetzen x ) , eine Verpflichtung , die allge- 
mein für Churfiirsten, Fürsten. Stände und sonstige Obrigkeiten sta- 
tuirt wird. Man meinte, dass hierin eben auch ein Haften der 
Obrigkeit für die Nachlässigkeit ihrer Diener, den Beschä- 
digten gegenüber, ausgesprochen liege und dass diese reichsge- 
setzliche Bestimmung also besonders analog da zu benutzen sei, 
wo einem Unterthan (z. B. durch Pöbelexcess) ein Schaden zu- 
gefügt worden ist,- welcher bei pflichtmässiger Pflichterfüllung 
Seitens der Obrigkeit hätte abgewendet werden können und 
müssen. Allein dem steht entgegen, dass diese Bestimmung gar 
nicht auf einer vorausgesetzten allgemeinen obrigkeitlichen 
Schutzpflicht beruht, sondern auf der besondern Natur des 
Vertrags massigen Verhältnisses zwischen dem Geleitsherrn 
und dem Vergleiteten. Um so bedenklicher würde es sein, darauf 
einen allgemeinen Bechtssatz zu basiren, besonders wenn 
man erwägt, dass die Idee des Staats auch nicht einmal im Hin- 
tergrund steht, sondern nur von reichsunmittelbaren, haftungs- 
pflichtigen einzelnen Personen die Bede ist. Aeussersten Falls 
würde man diese Bestimmung in solchen Fällen als Analogie be- 
nutzen können, wo es sich um eine ausdrückliche, oder, nach 
dem Zwecke einer gewissen Einrichtung stillschweigend vom Staate 
übernommene Garantie und den darauf zu gründenden Schadens- 
ersatz handeln sollte. — Endlich hat man sich auch wohl auf 
solche Beichsgesetze berufen, welche von der Verpflichtung der 
Beichsständc zu gewissen, den Landfrieden, den sichern und un- 
gefährdeten Verkehr u. s. w. betreffenden polizeilichen Einrich- 
tungen handeln und jene wegen Vernachlässigung ihrer Pflichten 
Kaiser und Berch gegenüber verantwortlich machen. Insbesondere 
haben die Beichsgesetze z. B. den Obrigkeiten wiederholt die 
Pflicht aufgelegt, wegen guter Erhaltung der Strassen und Brücken 
„ernste Fürsehung zu thun, zur Inspection der Wege, Strassen 
und Gestade gewisse Beamte zu verordnen" und denselben 



1) Reichsabsch. v. 1548, § 20, von 1559, § 34. v. Berg, Handbuch 
des teutsch. Polizeirechts. Th. I. S. 288. Deutsch. St. u. Bundesrecht. 
Th. II. § 231. — Ueber die Benutzung dieser Analogie s. bes. Strip- 
pelmann, Neue Samml. bemerk. Entscheidungen. Th. IV. S. 298 f. 
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einzuschärfen, dass, wenn durch ihre Nachlässigkeit Unheil ent- 
stehen sollte, „die reisenden und comniercirenden Personen — 
ihres erlittenen Schadens sich an ihnen zu erho- 
len hätten." Wenn aber die Landesobrigkeit selbst 
an Erfüllung ihrer Pflicht sich säumig erweise, so solle gegen 
sie durch Mandate und fiscalische Processe verfahren werden x ), 
wobei es nicht gerade fern liegt, anzunehmen, dass dabei auch 
eine Klage des Beschädigten gegen die Obrigkeit als zulässig 
vorausgesetzt werde. Allein zur Begründung einer Verpflichtung 
des Staats kann auch diese Bestimmung desshalb nicht benutzt 
werden, weil darin ausdrücklich nur von einer Verpflichtung der 
für den bezeichneten Zweck angestellten Beamten zum Scha- 
densersatz die Rede ist und die Landesobrigkeitenj wenn 
man sie auch mit in die Verpflichtung hineinzieht, doch auch im 
Verhältniss zu Kaiser und Reich nur die Eigenschaft von persön- 
lich verpflichteten Magistraten haben 2 ). 

II. Die gemeinrechtliche Theorie und Praxis. 

Aus einer nähern Betrachtung der Geschichte unserer Con- 
troverse ergeben sich, um dies gleich vorauszuschicken, folgende 
Resultate : 

1. Schon sehr früh und sehr allgemein hat man offenbar 
das Bedürfniss gefühlt, eine Haftungspflicht des Staats oder des 
Inhabers der öffentlichen Gewalt für Schadenszufügung seiner 
Diener oder Beamten zu staturren; 

2. Zur Begründung einer solchen Rechtspflicht sind aber 
verschiedene Wege eingeschlagen worden, wonach sich denn auch 
ganz verschiedene Ergebnisse für die Bedingungen und den Uni- 



1) Vgl. Reichsschi. v. 31. Aug. u. 18. Okt. 1668 § 4 und den freilich 
nicht publicirten, aber auf schon bestehendes Hecht sich stützenden s. g. 
Reichsabschied v. Juni 1670 Contin. den Punctum Commerciorum betr., 
Dictatum Ratisbonae den 17./7. Febr. 1671. Neue Samml. der Keichsabsch, 
Th. IV. S. 75. S. auch Churfürstl. CoIlegial;chreiben n. Kaiserl. Sescript 
v. 1764, bei Moser, von der Kreisverfassung.. S. 738. v. Berg, Po- 
lizeirecht. Bd. III. S. 545 f. Deutsches Staats- u. R -Recht. Th. II. 
§ 196. Note 3. 

2) cf. Strippelmanna, a. 0. S. 303. 
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fang der Verbindlichkeit heraussteilen mussten, — abgesehen von 
Denjenigen, die jede Haftungsvorbindlichkeit des Staats negiren 
zu müssen glaubten. Dabei lassen sich in literarhistorischer Hin- 
sicht drei Perioden unterscheiden, jedoch nur im Ganzen und 
Grossen, so dass es nicht an Vorläufern einer spatern Periode 
und auch nicht an solchen fehlt, die sich zu einer früher herr- 
schenden Anschauung zurückwenden. Die drei Perioden sind: 

a) Die der ältesten Doctrin, welche sich nur auf einzelne 
Stellen des positiven Rechts stützt, ohne ein Rechts- 
p r i n c i p oder die Analogie eines andern positivrechtlich 
normirten Rechtsverhältnisses zur Basis zu nehmen. 

b) Die Periode , in welcher die Beurtheilung der Frage nach 
rein privatrechtlichen Analogieen , insbesondere des 
Mandats-Verhältnisses die herrschende war. 

c) Die Periode, in welcher man die Nothwendigkeit der staats- 
rechtlichen Begründung zu erkennen anfing, weil man 
die Unzulänglichkeit und Unhaltbarkeit der privatrechtlichen 
Analogieen eingesehen hatte. 

Die erste Periode beginnt mit der Glosse und findet 
ihre Nachläufer noch im 17., und bis in das 1 8. Jahrhundert 
hinein. Von den italienischen Juristen, deren Meinungen später 
in Deutschland bei dieser Frage besonders in Bezug genommen 
werden, mögen hervorgehoben werden : Paulus deCastro 1 ), 
Romanus 2 ) und Jason s ). Auf diese Autoritäten fusst dann 
zunächst auch die Jurisprudenz in Deutschland, wo vorzüglich 
Myler ab Ehrenbach hervorgehoben werden mag, der im 
Style der damaligen juristischen Schriftsteller die erste ausführ- 
lichere Monographie über die Verhältnisse der öffentlichen Be- 



1) od. Castrensis, Schüler des B a 1 d u s und dem B a r t o l u s an 
Uuhm gleichgestellt. Consil. P. I. c. 424. n. 6. 

2) Eigentlich Ludovicus Pontanus genannt, aus Spoleto, von 
seinem Aufenthalt in Korn Komanus. Er nahm an der Synode zu Basel 
Theil und starb daselbst 1439. Vergl. dessen Consilia c. 338. nr. 7. 

3) Jason Mainus, geb. 1435, gest. 1519. Commentar. in Codicem. 
ad L. 29 Cod. de pact. ,,Quod si Judex negligit justitiam faceie, non tan- 
tum tenetur ipse Judex parti et facit litem suam, sed eliain tenetur ipsa 
Civitas vet Prineeps, qui creavit illum judicem." 
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amten geliefert hat *). Mit Rücksicht auf die Verhältnisse in 
Deutschland um! das hier allgemein herrschende patrimoniale Prin- 
cip ist für ihn die Hauptfrage: An Princeps territorii de negli- 
gentia vel damno sui Officialis, in functione Officii commisso, 
damnificatis quandoque teneatur? Diese Frage wird von ihm so- 
gleich im Allgemeinen bejaht („Ac utique responsetur Quod sie!), 
wobei er sich auf einzelne Stellen des römischen Rechts beruft, 
welche sich auf die Haftungspflicht der Zollpachter und Wirthe 
für ihre Leute beziehen 2 ). Denn hiernach, argumentirt Myler, 
seien die Herren verpflichtet „bonos servos ad suum ministerium 
eligere ac explorare, cujus fidei et imfocentiae sint, quos operi- 
bus suis adhibent, alioqui mala famulorum eleclio eulpae et negli- 
gentiae eorum adscribitur." Unter dieser Voraussetzung habe der 
Beschädigte die Wahl, „an contra dominum, an vero contra offi- 
cialem, vel contra utrumque simul, agere velit", wobei für den 
ersteren die Möglichkeit, sich durch Exhibition des Thäters zu 
befreien, noch besonders dadurch entfernt wird, dass der „Prin- 
ceps aut Senatus" hier „quasi ex delicto et proprio facto" obti- 
girt sei. Man ersieht daraus , dass Myler die Frage ganz vom 
privatrechtlichen Standpunkt aus betrachtet und den Grund der 
Haftungspflicht .Mos in der persönlichen Verschuldung findet. Nur 
scheint er geneigt zu sein, für die Verschuldung nicht noch einen 
besondern Beweis zu verlangen , sondern sie schon an sich in 
der Auswahl oder Anstellung des beschädigenden Beamten zu 
finden, obwohl er sich nicht ganz deutlich darüber erklärt. 

In einer besonderen Abhandlung hat dann (wohl zuerst) 
Samuel Stryck unsere Frage behandelt: nämlich in der 1682 
erschienenen Dissert. de obligatione prineipis ex facto ministri, also 
auch lediglich vom Standpunkt der persönlichen Verpflichtung des 
Landesherrn. In fünf Kapiteln handelt Stryck: I. de obligatione 
Prineipis ex facto Ministri in gener e; II. ex facto licito; III. ex 
facto illicito; IV. ex non facto Ministrorum und V. de factis 



1) In der bekannten sehr umfassenden Schrift: Hyparchologia s. de 
ofßcialibus, Magistratibus et administris über singularis. Stutgard 1678 
in 4to. Vgl. das. Cap. XX. § 20. 21. 

2) L. 3. Dig. XXXIX. 4 (de publican.) L. 7 § 4 Dig. IX. 4 (Nautae, 
caupones etc.) 
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Ministrorum militaribus. Der Verf. geht dabei auf völkerrechtliche, 
Staats- und privatrechtliche Fragen ohne gehörige Sonderung ein, 
argumentirt mit allgemeinen Rechtsregeln und beweist mit Stellen 
des römischen Rechts in der Weise der damaligen Zeit. Deut- 
lich erkennt man aus seinen Ausführungen, dass Stryck zwi- 
schen Privat- und Staatsinteressen, persönlichen Dienern des 
Fürsten und öifentlichen Beamten, Contrahirung privatrechtlicher 
Geschäfte und Vollziehung wirklicher Amtshandlungen keinen 
Unterschied zu machen weiss. Sehr bestimmt werden aber von 
ihm die Analogie der Mandatsverhältnisse und insbesondere die 
für die institoria und exercitoria actio entwickelten Sätze des 
römischen Rechts zu Hülfe genommen. Denn die Grundlage für 
das Verhältniss zwischen Herrn und Diener ist ihm durchweg das 
Mandat, welches entweder generale (incertum) oder speciale 
ist. An die Spitze stellt Stryck die oben erwähnte L. 1 Dig. 1. 19 
(de off. Procur. Caes.), bezieht sie aber nur auf erlaubte Ge- 
schäfte. Bei unerlaubten Handlungen unterscheidet er, ob 
der Beamte speciellen Auftrag oder Befehl dazu erhalten hat, oder 
ob dies nicht der Fall war. Ersteren Falls soll der Princeps 
haften, insoweit ihn nicht seine Unverantwortlichkeit schützt ; letz- 
teren Falls soll der Princeps nicht haften, wenn der Beamte 
extra officium delinquirte (eine gewiss überflüssige Behauptung, 
die nur bei der, von Einigen beliebten, lächerlichen Analogie der 
Verpflichtung des Herrn zur noxae datio bei Sclaven einen Sinn 
hat); geschah es dagegen in officio, so soll, was man freilich 
nach den vorausgehenden Ausführungen nicht erwarten sollte, der 
Princeps haftbar sein. Freilich könne dies, sagt Stryck selbst 
(Cap. III. nr. 55 seq.), auffallend erscheinen, da keine noch so 
unbestimmte Vollmacht auf die facultas delinquendi extendirt wer- 
den könne. Allein, sagt er, „occurrit hie, quod Principi imputari 
possit, quod adeo generali Mandato illum ministerio suo praepo- 
suerit, cujus fidem et industriam non exaete probaverat antea; 
debebat enim bonos ministros eligere" etc. x ). Es folgt hier die 

1) Vom Princeps geht Stryck auf andere Verhältnisse über (Cap. III. 

nr. 59). „Pariter Episcopus obligatur si officiales ejus in officio delin- 

quant. — Sic quoque eivitas vel communitas tenetur ex facto Officialiuni 

circa officium delinquentium. (Berufung auf Paulus de Castro). Et corpus 

Zeitschr. f. Staatsw. 1863. IV. Heft. 38 
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Berufung auf dieselben Stellen und Autoritäten, welche schon 
M y 1 e r allegirt ; auch die von letzterem geraachte Unterscheidung 
in Betreff der Frage, inwiefern sich der Princeps durch Exhibition 
des schuldigen Beamten befreien könne ? Ueberhaupt fehlt es der 
ganzen Abhandlung an jeder eigenthümlichen Wendung und Auf- 
fassung. Die Celebrität des Verf. ist aber wohl Grund genug, 
um die besondere Hervorhebung zu rechtfertigen; sein Ansehen 
ist längere Zeit für Andere maassgebend gewesen, obwohl auch 
theilweise Abweichungen vorkommen *). Der Stryck'schen Theorie 
huldigt namentlich auch noch der bekannte Helmstädtische Crimi- 
nalist J. P. K r e s s 2 ), indem er den Dienstherrn allgemein haften 
lässt, „si officialis actum officii peregerit vel neglexerit et dam- 
num Iaeso revera inde contigerit, nee ipse in culpa sit, qui dam- 
num passus est." Auch beiKress ist die Culpa in eligendo noch 
der Grund der Verbindlichkeit. Seine Meinung (ebenso wie bei 
Myler, Stryck u. s. w.) ist aber offenbar gar nicht, wie die 
meisten Neueren annehmen 3 ), als müsse dem Princeps als Be- 
dingung der Haftungspflicht für Schadenszufügung seiner Beamten 
eine besondere Verschuldung in eligendo s. inspiciendo nach- 
gewiesen werden. Dies kann schon nach den von den älteren 
Juristen gebrauchten Beweisstellen 4 ) und auch desshalb nicht 



universitatis vel praefeeturae, si forte ex Officialibus interversum sit depo- 
situm, obligatur ex hoc delicto, etiamsi Officiales jam defuneti sint. We- 
tenbec. P. III. Cons. 110 nr. 64. Sic quoque ob Consulum negligentiam 
in non administrata vel male administrata justitia totum civitatis Senatum 
ad damni reparationem obligari censuit Sc hur ff Cent. 1. Cous. 40 et Ro- 
manus Cons. 338 nr. 7." 

1) Chr. Wildvogel, Diss. de negligentia ministri prineipem non 
obligante. Jen. 1711. J. J. Schöpfer, de culpa lata ministri Status. 
Kost. 1709. H. aLeyser de delictis ministrorum prineipis. Heimst. 1709. 
Eine besondere Frage behandelt J. A. Ickstadt, de superioritatis terri- 
torialis, nee non regalibus juribus dolo aut negligentia ministrorum et ofli- 
cialiurn prineipis haud praeicribendis. Würzb. 1739. 

2) Kress, Diss. de jure officiorum et officialium. Heimst. 1732. 
Cap. V. 5. 

3) So z. B. auch noch Heffter, über die Nichthinderung von Ver- 
brechen. Archiv des Crrs. Jahrg. 1851. S. 453. 

4) L. 3 § 1. D. IV. 9j (JVautae caupones etc.). L. 7. D. § 4 eod. 
L. un. § 6. D. XLVII. 5. , (Furti adv. nautas etc.) § 3. Inst. IV. 5 (de 
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der Fall sein, weil sie nur den Verlust des Beneficiums, sich 
durch Exhibition des Thäters von der eigenen Haftung zu be- 
freien, von der Nachweisung einer speciellen Culpa des Herrn 
abhängig machen. Was man in dieser Hinsicht der älteren Theorie 
vindicirt, tritt erst 

in der zweiten Periode der Geschichte unseres Dogmas 
als eine Art communis opinio hervor. Es hat nämlich besonders 
seit der zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts die Meinung 
mehr und mehr die Oberhand gewonnen, dass, sowie das Ver- 
hältniss zwischen dem Landesherrn und seinem Diener , resp. 
zwischen dein Staat und seinen Beamten auf einem Vertrag, 
besonders auf einem Mandatscontract beruhe, so auch das 
Verhältniss zu dritten Personen, insbesondere ein Entschädigungs- 
Anspruch aus den Handlungen des Beamten, nach den Grund- 
sätzen von der Haftungspflicht des Mandans beurtheilt werden 
müsse, mithin bei unerlaubten Handlungen nicht ohne speciel- 
len privatrechtlichen Verpflichtungsgrund angenommen werden 
könne. Desshalb bedingte man den Anspruch durch die Nach- 
weisung entweder des besonderen höhern Befehls oder Auftrags, 
oder durch eine unleugbare Culpa bei Anstellung oder Beauf- 
sichtigung des öffentlichen Dieners. So sagt z. B. der bekannte 
Verfasser und Commentator der bayerischen Gesetzgebung in 
der Mitte des vorigen Jahrhunderts, der Freiherr von Kreit- 
mayr ] ): 

„Circa obligationem Domini erga officialem vel alios 

obtinieren fast die nämliche Principia wie bei Mandante gegen 

Mandatarium vel tertium", und ferner: 



oblig. quae quasi ex del.), wonach der Gastwirth oder Schiffer für die 
Schuld seiner Leute einstehen muss, „etiam sine culpa ejus, nisi si quid 
damno fatali contingit", — ,,quum ipse eos suo periculo adhibuerit", oder 
auch, weil seine Culpa eben darin besteht, -quod opera malorum dominum 
uteretur" — „eulpae suae imputaturus, qui tales adhibuit" ; — n explorare 
eum oportet, cujus fidei cujus ihnocentiae sint." 

1) Anmerk. zum Codex Maximil. Bavar. Th. IV. Kap. 24 § 14. — 
Gleichzeitig spricht v. Neu mann (in Wolfsfeld) sehr allgemein und un- 
bedingt von einer Verpflichtung der Herrschaft aus den Handlungen ihres 
Beamten. S. dess. Medit. juris prineipum privati, de jure personal um. 
Fraucof. ad M. 1751. § 425. 

38* 
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„Factum illicitum Officialis verbindet die Herrschaft re- 
gulariter nicht, sie seie dann selbst mit in culpa ge- 
wesen, z. E. durch Bestell- und Gedultung eines solchen 
Beamtens, dessen Unverstand, Unfleiss oder üble Beschaffen- 
heit notorisch, oder wenigist der Herrschaft nicht unbekannt 
gewesen ist." 

Im Vergleich mit der älteren Theorie lag hierin offenbar ein 
Rückschritt, oder, wenn man lieber will, eine grössere 
Beschränkung der Haftungspflicht, als sie von jener statuirt 
worden war, wobei die ausgedehntere Haflungspflicht nach den 
römisch-rechtlichen Grundsätzen der institoria und exercitoria ent- 
weder ignorirt oder unrichtig interpretirt wurde. 

Dieselbe Ansicht findet sich auch noch bei Schriftstellern 
über den Staatsdienst aus dem Ende des vorigen und den ersten 
Decennien dieses Jahrhunderts. So lehrt z. B. Fr. A. von der 
B e c k e *) : Der Staat sei nur dann verbunden , die zum Ersatz 
verpflichteten Diener zu vertreten, wenn diese unvermögend seien, 
Entschädigung zu leisten, „wofern in der Besetzung des Amtes 
gefehlt worden, oder die Oberaufsicht nicht gehörig geführt sei. 
Für einen Schaden, der ohne alle Schuld von Seiten des Staats 
zugefügt werde, sei dieser auch nicht verantwortlich." Das Ge- 
fühl der völligen Unzulänglichkeit dieser Theorie bewog aber doch 
Einige, abgesehen von dem Falle, wenn der Beamte auf höhern 
oder höchsten Specialbefehl gehandelt, noch einen weiter 
reichenden Verpflichtungsgrund anzuerkennen, nämlich den, 
wenn der Staat eine allgemeine oder specielle Garantie oder 
Bürgschaft für die Handlungen des Beamten übernommen habe; 
ferner auch, wenn und insoweit eine versio in rem eingetreten 
sei. So kann z. B. die Ausführung von v. B ü 1 o w und Hage- 
mann 2 ), wenn sie neben der Culpa des Dienstherrn (Landes- 



1) Von Staatsämtern und Staatsdienern. Heilbr. 1797. S. 177. — Es 
ist auflallend , dass N. Tb. Gönner in der bekannten , so ausführlichen 
Schrift über den Staatsdienst (Landshut 1808) gar nicht auf diese Frage 
eingegangen ist. Der § LXXXI (S. 211 f.) handelt blos von dem Ersatz 
des dem Staate zugefügten Schadens, obwohl er schliesslich an die 
Frage anstreift. 

2) Practische Erörterungen. Bd. IV. No. 50. S. 200 f. — Vgl. auch 
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herrn oder Gerichtsherrschaft) noch von einer besondern 
Verpflichtnng desselben, für die vom Beamten unterschlagenen 
Depositengelder in subsidium zu haften, sprechen und dabei an- 
führen, „bei der Deposition setze man sein ganzes Vertrauen 
nicht allein auf den Richter, sondern vorzüglich auf den Landes- 
und Gerichtsherrn" , doch wohl nur so verstanden werden , dass 
sie darin einen Fall der Garantie-Uebernahme erblickten, in wel- 
chem nicht erst durch Culpa eine Verpflichtung begründet zu 
werden brauche. 

In einigen allgemeinen Sätzen hat sich zu dieser Theorie 
auch noch Heffter in den Beiträgen zum deutschen Staats- und 
Fürstenrecht x ), ohne nähere Begründung, bekannt. „Rechts- 
widrige Schadenszufügungen", sagt Heffter, „sie seien nun 
dolose oder culpose, begründen an und für sich nur eine Ver- 
antwortlichkeit des Staatsdieners in seiner Person. Es ist eine 
durchaus unbegründete Ansicht , als ob , wenn ein Beamter in 
amtlicher Eigenschaft handelt, zugleich der ganze Staat handelte 
oder als ob der Staat jeden von seinen Beamten angerichteten 
Schaden ersetzen müsste. Dieser kann nur verantwortlich werden 
unter folgenden Voraussetzungen: 1. für rechtswidrige Handlungen 
der Verwalter gemeinnütziger Institute, z. B. der Deposital- und 
Hypothekenbuch - Verwalter , — sofern die unbedingte Garantie, 
oder eine bestimmte Controle übernommen und diese vernach- 
lässigt worden ist. Gleiches gilt von den Handlungen blos pa- 
tentisirter Staatsdiener z. B. der Advocaten, Notarien. Denn eine 
Pflicht zur Aufstellung solcher Institutionen ist nicht erweislich, 
folglich auch keine Verantwortlichkeit. 2. Für rechtswidrigen 
Gebrauch wahrer Hoheitsrechte — sofern die Staatsgewalt ihn 
selbst befohlen hat (ex jussu) , oder si quid ad rem publicam 
pervenit, und zwar in tantum ; oder wegen Unterlassung der 
verfassungsmässigen Oberaufsicht. 3. Wegen verfassungswidriger 



die Gebrüder Overbeck, Meditalionen. Bd. VII. S. 240; und Stru- 
ben's rechtl. Bedenken. Bd. II. nr. 85. v. C ramer 's Wetzlar. Neben- 
stunden. Th. 65. 

1) Berlin 1829. S. 162 f. Im Wesentlichen stimmt auch Cl. Per- 
thes, der Staatsdienst in Preussen. Hamburg 1838. S. 137 f. mit Heff- 
ter überein. 
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Anstellung eines Beamten überhaupt. Weiter aber kann man 
vom Staat nicht fordern, die Culpas der Verwaltungsbeamten zu 
vertreten , nach der Maxime : factum ministri factum principis ; 
obgleich sie noch (?) jetzt Vertheidiger hat, z. B. Pfeiffer (pract. 
Ausführungen Th. 2. S. 308 f). Gar keine Verantwortlichkeit ist 
auch denkbar bei reinen Acten richterlicher Intelligenz. Un- 
mittelbar fällt alle Verpflichtung ex factis illicitis der Diener blos 
auf den Staat, nicht nur wenn dieser die Handlung ausdrücklich 
befahl und dem Diener nur die gloria obsequii blieb, sondern 
auch, wenn der Staat die Handlung, nachdem sie geschehen , für 
die seinige erklärt, und die Vertretung des Dieners übernimmt. 
Man vergl. schon R.-Dep.-Absch. v. 1600. § 24." — 

Wir verzichten darauf, die Schwächen dieser kurzen Argu- 
mentation zu verfolgen und haben es auch unterlassen , die sich 
oft aufdrängenden Fragezeichen überall an ihre Stelle zu setzen, 
und diess um so mehr, als der hochverdiente Verfasser der Bei- 
träge zum deutschen Staats- und Fürstenrecht die darin aus- 
gesprochenen Ansichten später so gut wie zurückgenommen und 
der Doctrin der jüngsten Periode, welche wir nachher hervor- 
zuheben haben werden, das Prognostikon gestellt hat, dass sie 
zu allgemeiner gerichtlicher Anerkennung ge- 
langen werde 1 ). Dagegen mag gleich hier noch bemerkt 
werden, dass die ältere Theorie, wonach die Haftungsverbind- 
lichkeit des Staats durch einen im Privatrecht anerkannten Ver- 
pflichtungsgrund, namentlich eine Culpa bei der Anstellung oder 
Beaufsichtigung, bedingt sein soll, weil sie damals die herrschende 
war, auch im Allgem. Landrecht für die preuss. Staa- 
ten, wenigstens in den casuistischen Bestimmungen über die 
Pflicht des Gerichtsherrn für die Handlungen oder Unter- 
lassungen seiner Gerichte zu haften, Anerkennung gefunden hat 2 ), 



1) Vgl. den Aufsatz Heft'ter's im Archiv des Criminalrechts. Jahrg. 
1851. S. 455 f. 

2) Th. II. Tit. XVII. § 90: „Ein Gerichtsherr, welcher seine Gerichte 
nach den Vorschriften der' Gesetze gehörig bestellt, ist für die Handlungen 
oder Unterlassungnn derselben zu haften nicht schuldig." §91. „Er macht 
sich aber den Partheien wegen entstehenden Schadens verantwortlich, wenn 
er den Gerichten in ihren Verfügungen vorgreift, oder dieselben an der 
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wogegen sich dieses Gesetzbuch über die Verbindlichkeit des 
Staats als unmittelbarer Gerichtsherrschaft gar nicht ausge- 
sprochen hat '). Desshalb konnte auch in Preussen forthin über 
diese Frage gestritten werden, wobei man mit verschiedenen 
allgemeinen Sätzen des Landrechts pro et contra zu argumentiren 
suchte. Einige Erkenntnisse vorn J. 183.5 u. 1836, welche, nächst 
einem zur Begründung genommenen staatsrechtlichen An; 
lauf, doch die ältere Theorie von einer nothwendig unterlaufenden 
Schuld des Staats geltend machen 2 ) , sind mitgetheilt von H. 
Simon., Preuss. Staatsrecht- Th. I. S. 321. Auch finden wir 
daselbst (S. 322) eine Aeusserung der Gesetzesrevisoren referirt, 



Erfüllung ihrer Pflichten verhindert." § 92. „Ferner, wenn er die zur 
ordentlichen Verwaltung der Justiz erforderlichen Kosten herzugeben , und 
die dazu nöthigen Anstalten zu treffen, auf geschehene Erinnerung der Ge- 
richte weigert oder verabsäumt." § 93. „Insonderheit, wenn er zur Hal- 
tung des Gerichts, zur Aufbewahrung der Ac.ten, der Hypothekenbüchen 
und der in gerichtliche Verwahrung niederzulegenden Gelder, Urkunden 
und anderer Sachen,, den erforderlichen anständigen und nach gesetzlicher 
Vorschrift hinlänglich sichern Gelass nicht anweiset." § 94. „Ferner, wenn 
er nicht für taugliche Gefängnisse zur Aufbewahrung der Civil- und Cri- 
minalarrestanten sorgt." § 95. „Dessgleichen, wenn er bei der ihm zu- 
stehenden Auswahl der Personen, denen das Depositorium und die Schlüs- 
sel dazu anvertraut werden sollen, ein auch nur massiges Versehen be- 
gehet." § 96. „Auch wenn er in Fällen, wo die Depositoria nicht unter 
der unmittelbaren Aufsicht des Landes - Justizcollegii stehen , die Cassen- 
visitationen und Rechnungsabnahmen gehörig zu veranstalten unterlägst. " 
§97. „Ueberhaupt in allen Fällen, wenn Unordnungen , Unregelmässig- 
keiten oder ungebührliche Zögerungen bei der Justizpßege zu seiner Wis- 
senschaft erweislich gelangt 'sind, und er davon dem Landes-JustizcoIIegio 
nicht in Zeiten Anzeige gemacht hat." 

1) Wo man einen solchen Ausspruch suchen sollte , Th. II. Tit. 10 
(von den Dienern des Staats) § 59 ff. findet er sich nicht. Doch ist die 
Annahme, dass in den speciellen Fällen von Th. II. Tit. 15 § 12 und 119 
die Haftpflicht des Staats geradezu verneint sei , offenbar unrichtig. 
Der Ausspruch, dass unter gewissen Voraussetzungen die Beamten, resp. 
Vorgesetzten für Schadenszufügung haften sollen, schlies.«* die Haftpflicht 
des Staats nicht aus. 

2) Dies geschieht vermöge der nicht ganz klaren Wendung, dass der 
Staat ja seiner Natur nach gezwungen sei, sich durch Beamte vertreten 
zu lassen. Er müsse daher nothwendig selbst in culpa sein, und auch dann 
hafte er nur in subsidium. 
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welche ebenfalls noch auf der Ansicht beruht, dass sich der 
Beamte zum Staate im Verhältniss des Mandatars befinde ; 
wogegen eine Ausführung des Geh. Obertribunals, welche kurz, 
vorher (& 320 f.) mitgetheilt wird, in sehr bemerkenswerther 
Weise den staatsrechtlichen Standpunkt, welcher bei der 
Entscheidung der Frage eingenommen werden muss, hervorhebt, 
und insofern zur dritten oder neuesten Periode der Geschichte 
unseres Dogmas gehört *). 

Diese dritte Periode characterisirt sich durch die Er- 
kenntniss von der Unzulässigkeit und Unzulänglichkeit der bisher 
benutzten privatrechtlichen Analogieen; durch die Einsicht, dass 
sich eine befriedigende Lösung der Frage nur auf Staat s - 
rechtlicher Basis, aus Begriff und Wesen des Staats und 
dem rechtlichen Verhältniss zu seinen Gliedern, oder der Unter- 
thanen zur Staatsgewalt, entnehmen lasse. Doch ist der Sieg 
oder das allgemeine Anerkenntniss dieser Theorie noch nicht 
ganz entschieden. Sowohl in theoretischen Ausführungen 2 ) als 
in Richtersprüchen $ ) hat die Ansicht , dass sich eine Haftungs- 
pflicht des Staats nur in den, im Privatrecht vorgesehenen, die 
Verpflichtung des Mandans für seinen Mandatar betreffenden, 
Fällen, besonders nach den Grundsätzen der exercitoria und in- 
stitoria actio begründen lasse, Vertretung gefunden und ein Schrift- 

1) In einem anderen, wahrscheinlich spätem, Erkenntniss v. 9. Jan. 1837 
hat freilich das Obertribunal auf Grund von A. L. R. Th. I. Tit. 6 § 50 
(H. S i m o n a. a. 0. S. 322) die Haftpflicht des Staats auch wieder ver- 
neint. Die angef. Stelle des Landrechts lautet: „Wer einem Andern einen 
in den Gesetzen nicht gemissbilligten Auftrag macht, haftet nicht für den 
von selbigen) bei Ausrichtung dieses Auftrags verursachten Schaden. " 

2) So geht z. B. auch B u d d e u s , über Amtsverbrechen, in W e i s - 
k e 's Rechtslexikon Th. I. (1839) S 231 f. noch davon aus, dass zwischen 
dem Staat und seinem Beamten im Allgemeinen das Verhältniss vom exer- 
citor zum institor stattfinde, kömmt aber doch nachher rücksichtlich des 
Missbrauchs der Amtsgewalt zur Benutzung des staatsrechtlichen Grundes, 
dass der Staat unbedingte Unterwerfung unter seine Gewalt fordere. Vgl. 
auch Rey scher in der Zeitschrift für deutsches Recht. Bd. II. S. 160 f., 
ferner Grundier in Eurhein's Zeitschr. für Theorie u. Praxis in 
Bayern. Bd. II. Nr. 18. 

3) Auf die vorliegenden gerichtlichen Präjudizien werden wir noch 
zurückkommen. 
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steller ist sogar zu dem Resultat gelangt, dass, da der Staat als 
moralische Person gar nicht in culpa sein könne, von einer 
Haftpflicht des Staats mit. seinem Vermögen wegen Schadenszu- 
fügung seiner Beamten in gar keinem Falle gesprochen werden 
dürfe *). 

Die erste bemerkenswerthe, in der Literatur hervortretende, 
Ausführung, welche die Haftungspflicht des Staats für Schadens- 
zufügung seiner Beamten aus der staatsrechtlichen Unterordnung 
der Staatsglieder und der Natur der amtlichen Gewalt im Ver- 
hältniss zu den Untergebenen ableitet, ist eine kleine Schrift von 
S u n d h e i m : „Ueber Schadensstiftung durch Staatsbeamte und 
die Haftverbindlichkeit des Staats dafür" (Giessen 1827). Doch 
nimmt auch Sundheim die gewöhnlich benutzten Analogieen des 
positiven Rechts (S. 11 f.) zu Hülfe 2 ). Als Haupt Vertreter 
dieser staatsrechtlichen Doctrin erscheint aber B. W. Pfeiffer, 
welcher im 2ten Bande seiner bekannten „Practischen Ausfüh- 
rungen aus allen Theilen der Rechtswissenschaft" (Hannov. 1828) 
Nr. XII. S. 361 ff., unter der Ueberschrift : „Von den nothwendigen 
Einschränkungen der Verantwortlichkeit des Staats für widerrecht- 
liche Handlungen der Staatsbehörden", eine Abhandlung lieferte, 
welche der neuern Doctrin wesentlich zur Unterlage gedient hat 
und deren Bedeutung durch die beigefügten Decisionen des Ober- 
appellationsgerichts zu Cassel erhöht werden musste 3 ). Pfeiffer 



1) R ic he Ima nn, im Magazin für hannov. Recht. Bd. II. (1852) 
S. 343 f., dessen Ausführung sich zugleich gegen die neuere staatsrecht- 
liche Begründung der Haftungspflicht richtet. 

2) Der Rechtsfall , welcher der Vorrede zufolge diese Erörterung ver- 
anlasste, ist aber insofern besonderer Natur, als es sich dabei lediglich um 
die Frage handelte, ob ein Schaden, den der Staat 'durch eine amtliche 
Verordnung einer Oberbehörde, welche dann revocirt wurde, erlitt, durch 
Regressnahme gegen diejenigen, welche davon Vortheil gehabt, geltend 
gemächt werden könne, oder ob er sich lediglich an seine fehlenden Be- 
amten zu halten habe ? Gebilligt wird die Ausführung von S u n d h e i m 
ausdrücklich von Pfeiffer, pract. Ausführ. Bd. III. S. 383. 

3) Vgl. auch die wiederholte Erörterung der Frage in den Pract. Ausfüh- 
rungen, Bd. III. S. 380 f. und dann noch Bd. VIII. S. 521. — Abweichend von 
Pfeiffer ist die Darstellung eines andern kurhessischen Schriftstellers, 
von F. M e i s t e r 1 i n , die Verhältnisse der Staatsdiener nach rechtlichen 
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geht davon aus, dass einem jeden Staatsbürger auch gegen solche 
Verletzungen seines Privat-Rechtszustandes , welche aus Hand- 
lungen der Staatsgewalt selbst für ihn entstehen, volle Schadlos- 
haltung gebühre, ein Prinzip, dessen Begründung schon im lten 
Bande der pract, Ausführungen Nr. XVI von ihm versucht wurde, 
und betrachtet die Haftungsverbindlichkeil; des Staats für Schadens- 
zufügung der Beamten nur als eine Anwendung dieses, nach 
seiner Ansicht, unmittelbar aus dem Staatszweck (Gewährleistung 
eines vollkommen gesicherten Rechtszuslandes) sich ergebenden 
Prinzips. Anderer Seits glaubt er keine unbedingte Verant- 
wortlichkeit des Staats für die ohne seine Ermächtigung vorge- 
nommenen amtlichen Handlungen, welche eine Rechtsverletzung 
für Private enthalten, statuiren zu dürfen und mit Rücksicht auf 
die verschiedene Stellung der Staatsdiener im weitern Sinne, 1) 
diejenigen ausscheiden zu müssen, welche zwar kraft staatlicher Au- 
torisation aber nicht als Organe des Staats handeln, wie Anwälte, 
Sachwalter, Notarien, Aerzte, bei welchen der Staat 
nur aushülflich von der verletzten Privatperson wegen einer „culpa 
in eligendo" in Anspruch genommen werden könne, falls die von 
ihnen einem Staatsbürger zugefügte Verletzung als die unmittel- 
bare Folge der von dem Staate herrührenden Anstellung und 
eines dabei begangenen Verschuldens anzusehen sei. Auch 
könne der Staat 2) nicht haften für Schadenszufügung durch 
Richter. Denn obwohl diese als unmittelbare Organe des 



Grundsätzen. Cassel 1838. Abschn. V. S. 93 f. Meister lin geht aus 
von den allgemeinen Verpflichtungen der Staatsgewalt, den Staats- 
bürgern gegenüber, in Betreff der Bildung, Besetzung,. Verwaltung und Be- 
aufsichtigung der Staatsämter. Habe die Regierung in dieser Hinsicht das 
in ihren Kräften Stehende gethan , so könne sie nicht haftbar sein. Sei 
aber von der Regierung (?) das ihr in diesen Beziehungen Obliegende 
nicht geschehen, so müsse dieselbe (?) für alle Nachtheile ein- 
stehen, welche sich aus di ese r Nich terfül lu hg oblie- 
gender Pflichten ergeben und zwar nicht etwa, weil dieselbe 
das dem ertheilten Auftrage nicht gemässe Handeln zu vertreten hat, son- 
dern allein wegen eigener Unterlassung und eigenen Verschul- 
dens. — Es leuchtet ein, dass hierin eine vollständige Rückkehr zur älte- 
ren Theorie von der propria culpa des Mandans liegt, nur unter etwas 
genauerer Bestimmung, worin die culpa des Staats objeetiv bestehen könne. 
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Staats fungirten, so werde doch durch die notwendige Selbst- 
ständigkeit und Unabhängigkeit des Richteramtes und weil der 
Verletzte sich hier in der Regel durch die zu Gebote stehenden 
Rechtsmittel selbst helfen könne, die Haftungspflicht ausgeschlossen. 
Nur müsse diess beschränkt werden auf eigentlich richterliche, 
d. h. die Entscheidung über streitiges Recht betreffende, Acte. 
Wo den das Richteramt verwaltenden Personen Functionen ob- 
lägen, die administrativer Natur seien oder zur executiven Ge- 
walt gehörten, sei kein Grund vorhanden, sie von der Subsumtion 
unter die allgemeine Regel zu eximiren. Im Uebrigen sei es 
gleichgiltig, ob es sich um einen Beamten höherer oder niederer 
Stufe handele. Bei allen müsse aber die Idee eines Mandats- 
Contrakts, den die Staatsgewalt mit ihnen eingegangen hätte, 
und nach welchem ihre rechtliche Verhältnisse zu diesen, wie 
zu den Staatsbürgern , welche sich durch ihre amtlichen Hand- 
lungen verletzt glauben, zu beurtheilen wären, gänzlich aufgegeben 
werden. Dagegen müssten in Beziehung auf Schadenszufügung 
durch Administrativ-Beamte nothwendig zwei, ihrer rechtlichen 
Natur nach verschiedene Fälle unterschieden werden. Entweder 
handele es sich um ein, mit der Administraliv-Behörde einge- 
gangenes freies Vertrags- Verhält niss, in welches die 
Behörde mit dem Staatsbürger und dieser mit ihr getreten sei. 
Hier sei es Sache des Contrahenten, die allgemeine amtliche oder 
specielle Ermächtigung der Behörde selbst zu prüfen und 
habe er daher auch keinen Anspruch gegen den Staat, wenn der 
Beamte zu dem fraglichen Geschäft überhaupt oder in dem be- 
stimmten Umfange nicht ermächtigt war 1 ). Oder es entstand die 
einem Staatsbürger zugefügte Rechtsverletzung durch die An- 
wendung desjenigen Zwanges, zu welchem die Administrativ- 
Behörde durch die ihr anvertraute Theilnahme an der Ausübung 
der Staatsgewalt in den Stand gesetzt wurde. Hier müsse die 
Anwendung privatrechtlicher Grundsätze, seien diese nun von der 



1) Den Fall des notwendigen Vertragsabschlusses z. B. bei Kegalitäts- 
objeeten (staatlichen Salzmonopol) berücksichtigt Pfeiffer so wenig, wie 
die Schadenszufügung des zweifellos legitimirten Beamten, bei Abschluss 
oder Erfüllung des Geschäfts. 
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Voraussetzung eines Mandats-Contracts oder des Vorhandenseins 
einer Culpa in eligendo hergenommen, durchaus cessiren, viel- 
mehr ans dem Gesichtspunkte der hier vorliegenden Subjections- 
Verpflichtung das rechtliche Resultat gewonnen werden, dass 
dem Staate hier eine durchaus unbedingte Verantwortlichkeil 
für alle Verletzungen obliege , welche ein Staatsbeamter höhern 
oder niedern Grades mittelst Anwendung des ihm anvertrauten 
Theils der Staatsgewalt einem Staatsbürger zugefügt habe *). 

Es ist unverkennbar, dass die neuere staatsrechtliche Doctrin 
sich im Wesentlichen an die Pfeiffer'schen Ausführungen ange- 
schlossen, insbesondere auch die Unterscheidung zwischen der 
Schadenszufügung bei privatrechtlichen Geschäften und Geltend- 
machung der staatlichen Zwangsgewalt zum Ausgangspunkt ge- 
macht hat 2 ). Ebenso können wir eine Reihe von-Richtersprüchen 



1) Ueber die Frage, auf welchen der beiden Gesichtspunkte die Ver- 
pflichtung des Staats, resp. der Gerichtsherrschaft bei gerichtlichen Depo- 
siten zurückzuführen sei , hat sich Pfeiffer nicht ausgesprochen. Für 
Kurhessen stützt er dieselbe (Bd. II. S. 374 f.) auf die maassgebenden Lan- 
desgesetze. Von Schadenszufügung beim Hypothekenwesen ist gar keine 
Rede und überhaupt auch nicht von pflichtwidrigen Unterlassungen. 

2) Vgl. die übersichtliche Darstellung der Hauptsätze im Deutschen 
Staats- und Bundesrecht. Th. II. § 119 der ersten und § 140 der zweiten 
Auflage. — Merkwürdiger Weise hat sich J. L. KI über in seinem so um- 
fassenden System des öffentlichen Rechts gar nicht über diese so prac- 
tische Frage ausgesprochen. Nur § 350 Note c wird wegen derselben blos 
auf de Neumann, v. Cramers Nebenstunden (ein überdies falsches 
Citat) , Heffler's Beiträge und die Schrift von Sundheim verwiesen ! Auch 
R. Maurenbrecher, Grunds, d. h. deutsch. Staatsr. scheint Pfeiffer 
u. s. w. nicht gekannt zu haben und begnügt sich § 162 Note a mit der 
sehr oberflächlichen Bemerkung: „Selbst wegen facta illicita des Beamten 
wird nach gem. Recht die Regierung so weit verpflichtet, quantnm ad rem- 
publicam quid pervenerit. S. L. 4 D. de vi et vi armata. Heffter I.e. 
S. 132." Diesen Satz schreibt ihm nach Weiss System d. deutsch. Staatsr. 
Regensb. 1843. § 366 Note z und betrachtet "die Sache damit als abge- 
than. — . Gründlicher hat H. Zöpfl die Frage ins Auge gefasst und ihr 
schon in der dritten Auflage seiner Grundsätze des Staatsrechts (Heidelb. 
1846) einen eigenen ausführlichen Paragraphen (§217) gewidmet. Im We- 
sentlichen ist das hier Vorgetragene auch im II. Theil der. 4. Aufl. v. 1856 
im § 520 wiederholt, nur mit einigen Zusätzen und doch mehr zusammen- 
gefasst. Zöpfl unterscheidet durchgreifend zwischen Handlungen der 
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registriren, welche eine Haftungsverbindlichkeit des Staats wegen 
des von seinen Beamten durch rechtswidrige Ausübung oder 
Nichtausübung ihrer Amtsgewalt gestifteten Schadens anerkennen 
und sie, abgesehen von, in privatrechtlichen Contracts- Verhältnissen 
übernommenen, Verbindlichkeiten, als auf ihrem eigenen, staats- 
rechtlichen Fundamente beruhend betrachten. Beispielsweise 
heben wir hervor: 

1) ein schon nebenbei erwähntes Erkenntniss des Obertribunals 
zu Berlin '). 

2) Erkenntnisse des Oberappellationsgerichts zu München 
von 1846 und 1851, von welchen besonders das Letztere 
die Haftungsverbindlichkeit des Staats unter Zurückweisung 



Justizbeamten und Handlungen der Verwaltungsbeamtcn. 
Bei jenen, insoweit es sich um Ausübung richterlicher Functionen han- 
dele , könne der Staat wegen der notwendigen Unabhängigkeit des Rich- 
teramtes gar nicht haftbar gemacht werden, wohl aber bei Handlungen der 
Verwaltungsbeamten und den, nur äusserlich mit dem Richteramt 
verbundenen Geschäften des Notariats, der s. g. freiwilligen Gerichtsbar- 
keit, des Vormuridschafts-, Hypotheken-, Depositenwesens u. s. w. Zöpfl 
hält dabei in der Hauptsache die Bezugnahme auf die Verpflichtung eines 
Geschäftsherrn oder die privatrechtliche Analogie der institorischen 
Klage für genügend und scheint diese Analogie auch da passend zu rinden, 
wo es sich gar nicht um einen, dem privatrechtlichen analogen, Geschäfts- 
verkehr handelt. — Von den Systemen des allgemeinen Staatsrechts spricht 
sich sehr bestimmt für die unbedingte Entschädigungspflicht des Staats- 
herrschers aus : K. S. Zachariä, Vierzig Bücher v. Staate. Umarbeitung. 
Th. I. (1839) S. 99. Ferner Schmitt henner, Grundlin. d. allgem. od. 
idealen Staatsrechts. Giessen 1845. S. 513. Er leitet die subsidiäre 
Haftverbindlichkeit des Staats bei Acten der öffentlichen Ge- 
walt „unmittelbar aus der Natur des Staatsdienstes" ab^ Bei Stahl, 
Rechts- und Staatslehre, 2. Abth. (2. Aufl. 1846) finden wir keinen Aus- 
spruch darüber, wo man ihn suchen müsste (Cap. V. die Staatsämter S. 248 f.), 
ebenso auch nicht bei Bluntschli, Allgemeines Staatsrecht. 2. Aufl. 
1857. — Gegen jede Pflicht des Staats zur Schadloshaltung des durch 
amtliche Handlungen Verletzten, in einer jedenfalls nicht zu billigenden 
Allgemeinheit, streitet R. v. M o h 1 , System der Präventiv-Justiz. 2. Aufl. 
S. 555 f. 

1) Abgedr. bei H. Simon, das preuss. Staatsr. Th. I. S. 320. Das 
Object des Rechtsstreites lässt sich aus der Mittheilung der allgemeinen 
rationes decidendi nicht erkennen. 
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der Analogie der Mandatsverhältnisse rein auf das Subjec- 
tionsverhältniss der Unterlhanen und die Thatsache, dass 
der Beamte als solcher, nicht als Privatperson, handelte, 
stützt *). 

3) Erkenntniss des Obergerichts zu Mannheim, gestohlene 
gerichtliche Depositen betreffend 2 ), und ein Urtheil des Ob.- 
App.-Ger. zu Dresden über die Haftpflicht des Staats für 
die durch erzwungene Ablieferung in obrigkeitlichen Besitz 
gekommenen Objecte 3 ). 

4) Mehrere Urtheile des Oberappellationsgerichts zu Cassel. 
Das eine (v. 1823) betrifft Misshandlung eines verhafteten 
Angeschuldigten zur Erpressung des Geständnisses durch einen 
Gerichts-Unterbedienten 4 ) ; ein anderes (v. 1847) über die 
Haftung des Staats, wenn vom Untersuchungsrichter in Be- 
schlag genommene Sachen durch Schuld von Beamten ab- 
handen kommen 5 ) , und noch andere , wonach der Staat 
auch für Ersatz des bei Störungen der öffentlichen Buhe 
zugefügten Schadens haften soll, wenn die Nichtabwendung 
in schuldvoller Unthätigkeit der Beamten ihren Grund hatte 6 ). 

5) Ein Erkenntniss des Ob.-App.-Ger. zu Jena v. 24. Aug. 
1847, worin anerkannt wird 7 ), dass. der Staat auch bei 
einem richterlichen Beamten, wenn derselbe nicht als 



1) jäeuffert, Archiv für Entscheidungen oberster Gerichtshöfe. Bd. II. 
Nr. 159. Bd. V. Nr. 281. Voraus geht bei dieser letztem Nummer ein 
Erkenntniss des Oberapp.-Ger. zu Celle, worin in Betreff der Haft- 
pflicht der Gerichtsherrschaft für Depositen noch die alte Mandatstheorie 
geltend gemacht wird. 

2) Seuffert a. a. 0. Bd. VII. Nr. 321. 

3) Seuffert a. a. 0. Bd. V. N. 135. Vgl. auch das. Bd. I. Nr. 166. 

4) bei Pfeiffer, pract. Erört. Bd. II. S. 381 f. Frühere Erkennt- 
nisse desselben Gerichtshofes erwähnt Pfeiffer das. S. 376. 

5) Seuffert a. a. 0. Bd. III. Nr. 327. 

6) Seuffert a. a. 0. B. II. Nr. 54. Bd. III. Nr. 326. Diese Er- 
kenntnisse des Ob.-App.-Ger. zu Cassel finden sich auch ausführlicher in 
der bekannten S tri p p el man n 'sehen Sammlung mitgetheilt. Vgl. be- 
sonders die sehr umfassende Ausführung, welche Strippelmann in 
seiner Sammlung Th. IV. (Cassel 1846) Abth. I. S. 285 f. mittheilt. 

7) Vgl. Seuffert a. a. 0. Bd. V. Nr. 174. 



Ueber die Haftungsveibindlichkeit des Staats etc. 607 

solcher, sondern als Organ der Verwaltung oder der publica 
fides handelte, sich wenigstens subsidiär nicht der Ver- 
pflichtung entschlagen könne, der Garant für die Handlungen 
desselben zu sein und den von ihm, sei es aus Arglist oder 
aus Fahrlässigkeit verursachten Schaden zu ersetzen. Es 
handelte sich dabei um den Fall, dass eine gerichtlich con- 
sentirte Hypothek von dem betreffenden Justizamt in das 
Pfandbuch einzutragen unterlassen und das fragliche Gut 
dann als pfandfrei veräussert worden war. 

III. Kritik der bisherigen Theorieen. 

Wenden wir uns jetzt zur Kritik der bisherigen Theorieen, 
so wird es 

A. nicht erforderlich sein, über die älteste Methode, blos 
aus einzelnen speciellen Bestimmungen der gemeinrechtlichen 
Quellen oder deren Analogie eine Entscheidung über die Haf- 
tungspflicht des Staats oder des Inhabers -der öffentlichen Gewalt 
zu gewinnen, noch ein Wort zu verlieren, da es, wie schon bei 
der Aufzählung der in dieser Hinsicht hervorgetretenen Versuche 
bemerkt werden musste, durchweg an der Hauptbedingung der 
Gesetzesanalogie , der paritas rationis , augenscheinlich fehlt und 
sich auch kaum die Aehnlichkeit des Falles mit dem gesetzlich 
entschiedenen behaupten lässt. Was dagegen 

B. die lange vertheidigte und noch in neuerer Zeit vertre- 
tene Theorie betrifft, dass die privatrechtliche Analogie des Man- 
dats-Verhältnisses die bei der Frage über die Haftpflicht 
des Staats für rechtswidrige Handlungen und Unterlassungen sei- 
ner Beamten maassgebenden Rechtsprincipien gewähren müsse 
und dass danach alle vorkommenden Fragen zu entscheiden seien, 
so müssen wir bei der Prüfung dieser Theorie einen Augenblick 
verweilen. 

Dabei ist zunächst so viel einleuchtend, dass, wenn dabei ledig- 
lich das gewöhnliche, einfache Mandatsverhältniss zur Grund- 
lage genommen wird, sich schwerlich überhaupt jemals eine Haft- 
pflicht wird behaupten lassen, welche über Dasjenige hinausginge, 
wozu der Mandant speciell Auftrag gegeben oder was in 
dem ertheilten Auftrag als wirklich mitenthaiten zu betrachten 



608 Ueber die Haftlingsverbindlichkeit des Staats etc. 

ist '). Und dazu wird man widerrechtliche Schadenszufügungen 
an sich niemals rechnen können, am allerwenigsten da, wo eine 
s. g: moralische Person als der Auftraggeber hervortritt. Selbst 
die Zuhülfenahme einer s. g. culpa in eligendo, als Basis einer 
Verpflichtung, dürfte die entschiedensten Bedenken gegen sich 
haben, da sich gar nicht absehen lässt, wie der Auftraggeber 
dem durch den Mandatar beschädigten Dritten gegenüber, da- 
durch haftbar werden soll, indem es doch lediglich Sache des 
Dritten war, ob er sich mit diesem Geschäftsführer einlassen 
oder ihm vertrauen wollte oder nicht und es lediglich seine eigene 
Schuld ist, wenn er ihm ohne gehörige Prüfung seiner Zuver- 
lässigkeit vertraut hat. Ganz anders stellt sich dagegen die Sache 
bei der analogen Benutzung der Bestimmungen des gemeinen 
(römischen) Rechts über die Haftungspflicht der Schiflsrheder und 
Kaufleute für die Handlungen der von ihnen bestellten Schiffs- 
führer und Commis. Denn hier nimmt das gemeine Recht 2 ) 
allerdings eine viel weiter gehende und unbedingtere Haftpflicht 
dem beschädigten Dritten gegenüber an und zwar augenschein- 
lich im allgemeinern Interesse des Publikums gegenüber dem 
öffentlichen und gewerbsmässigen Geschäftsbetrieb. 
Der Grund der Verpflichtung des praeponens und des exercitor 
navis wird hier auf das Factum der Anstellung des Geschäfts- 
führers (des institor oder magister navis) selbst zurückgeführt 
(„tenebitur ipsa praeposilione") und die Haftpflicht statuirt „prop- 
ter utilitatem publicam", aus Rücksicht auf den öffentlichen Credit 
und allgemeinen Geschäftsverkehr. Nur für Handlungen, die an sich 
gar nicht zu dieser Art von Geschäftsführung gehörten, oder in der 
öffentlich angehefteten Lex praepositionis ausdrücklich ausgenommen 
waren, haftet er nicht. Den Nachtheil, den er durch dolus oder 
culpa des Geschäftsführers leidet, hat er sich selbst zuzuschreiben. 
Es war seine Sache, einen redlichen und sorgsamen Geschafts- 



1) Abgesehen natürlich von der Verpflichtung aus einer s. g. in rem 
versio. P u c h t a , Pandekten § 279. 

2) Vgl. P u c h t a , Pandekten § 278 und bes. T h ö 1 's Handelsrecht. 
4. Ausg. 1862. § 20 f. § 33. 
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führer auszuwählen; das Recht des Dritten aber kann von sei- 
ner Verschuldung nicht abhängig gemacht werden *). 

Bei der Uebertragung dieser Grundsätze auf die Haftungs- 
verbindlichkeit des Staats aus den Handlungen oder Unterlassungen 
seiner Beamten würden sich danach folgende, Sätze ergeben: 
1) Der Staat haftet nur für diejenigen Handlungen und Unter- 
lassungen seiner Beamten, welche an sich zum Geschäfts- 



1) Zum Beleg heben wir folgende Stellen hervor : L. 5 § 1 1. Dig. XIV. 3 
(de instit. act.) „Non tarnen omiie, quod cum institore geritur, obligat eum, 
qui praeposuit, sed ita, si ejus rei gralia, cui praepositus fuerit, contrac- 
tum est, id est duntaxat ad id , (ad) quod eurn praeposuit" ; was dann im 
folg. § 12 durch Beispiele erläutert wird. — L. 1 1 § 2 eod. „De quo 
pal am proscriptum fuerit , ne cum eo contrahatur , is praepositi loco non 

habetur; ceterum, qui praeposuit lenebitur ipsa praeposilione." (Was 

„palam" heisst, wird im folg. § 3 erklärt). Nach § 4 haftet aber der prae- 
ponens für Ueberschreitung der Vollmacht auch dann, wenn die öffentlich 
angeheftete Einschränkung derselben nicht mehr leserlich oder weggenom- 
men war, auch wenn sie eiu Dritter, ja selbst, wenn sie „ipse inslitor deci- 
piendi causa detraxit." Denn „dolus ipsius proponenli nocere debet, nisi parti- 
ceps doli fuerit, qui contraxit." Im § 5 ibid. wird Wiederholt: „Conditio autem 
praepositionis servanda est." — Bei der exerciloria actio (Dig. XIV. 1) hebt 
VJlpian in L. 1 pr. eod. zunächst hervor, dass die Notwendigkeit, denjeni- 
gen, „qui magistrum navi imposuit", haften zu lassen, noch in verstärktem 
Maasse hervortrete; und dass er zwar (§ 2 eod.) nicht aus Contracten der 
anderen SchifTsleute hafte, wohl aber ex delicto cujusvis eorum, qui navis 
navigandae causa in nave sint, denn „culpa et dolo eos carere curare de- 
bet." Ferner heisst es in h. 1 cit. § 5 allgemein: „omnia enim facta ma- 
gistri debet praestare, qui eum praeposuit, alioquin contrahenles deeipien- 
tur; et facilius hoc in magistro, quam institore admittendum propler utili- 
tatem publicam." Desshalb haftet der exercitor auch für die Handlungen 
des vom magister navis bestellten Substituten, selbst wenn er ihm nament- 
lich verboten hatte, einen gewissen Andern zu substituiren. „Dicendum 
tarnen erit, eo usque producendam utilitatem navigantium." — § 7 ibid. 
„Non autem ex omni causa Praetor dat in exercitatorem actionem, sed 
ejus rei nomine, cujus ibi praepositus fuerit." § 9 ibid. Auch aus den 
vom magister navis ad reficiendam navem contrahirten Darlehen haftet der 
exercitor, selbst wenn dies dem Contrahenten nur vorgespiegelt wurde, 
oder der magister das Geld in seinen eigenen Nutzen verwendet hat. Denn 
„exercitatorem imputaturum sibi, cur talem praeposuerit." Aber auch hier 
(§ 12 ibid.) „praepositio certam legem dat contrahentibus." Handlungen, 
die gar nicht im übertragenen Geschäftsbereich lagen , verpflichten den 
exercitor nicht. ..Modum egressns non obligabit exercitatorem." 
Zeitschr. f. Staatsw. 1863. IV. Heft. 39 
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kreis dieses Beamten gehören und nicht durch öffentlich 
verkündigte Einschränkung davon ausgenommen waren; 

2) Die Nothwendigkeit der Anerkennung dieser Haftpflicht be- 
ruht auf einer Forderung des allgemeinen Interesses Der- 
jenigen, welche mit den Beauftragten des Staats in Verkehr 
treten, resp. treten müssen; 

3) Die Verbindlichkeit entspringt unmittelbar aus dem Acte der 
öffentlichen Anstellung oder praepositio ; desshalb kömmt es 

4) auf eine Verschuldung des Staats in concreto, eine culpa 
in eligendo gar nicht an. Der Staat hat es sich selbst zu- 
zuschreiben, dass er diesen Beamten anstellte; nur ihm, 
als praeponens , nicht dem unschuldigen Dritten , darf das 
Vergehen schaden; 

5) Für blos casuellen Schaden haftet der Staat nicht, sowie 
auch dann nicht, wenn die Beschädigung mit in der eigenen 
culpa des Dritten ihren Grund hat, oder dieser selbst in 
dolo war. 

Hieraus ergibt sich, dass man mit dieser Analogie allerdings 
schon eine ziemlich ausgedehnte Haftungspflicht des Staats ge- 
winnen würde *), vorausgesetzt, dass man die Analogie 
wirklich in durchgreifender Weise als passend betrachten könnte. 
Diess lässt sich aber doch in der That nur da behaupten, wo es 
sich um freie , privatrechtliche Contractsverhältnisse handelte, 
welche der Beamte als Repräsentant des Staats mit Dritten ein- 
ging, nicht aber da, wo der Beamte als Träger der obrigkeitlichen 
Machtbefugnisse, als Organ eines Zweiges der Staatsgewalt von 
dem ihm zuständigen Zwangsrecht Gebrauch machte und den ihm 
gegenüber zum Gehorsam verpflichteten Unterthanen Schaden zuge- 
fügt hat. Wenigstens ist dies Verhältniss der Unterwürfigkeit ein 
so wesentlich verschiedenes, dass es in der That die Grenzen 
der Rechtsanalogie in das Ungemessenste ausdehnen hiesse, wenn 
man die Haftungsverbindlichkeit des Staats lediglich auf diese 
privatrechtliche Analogie stützen wollte. 

Fassen wir aber besonders diejenige ältere Theorie ins Auge, 



1) Wie dies z. B. von Z ö p f 1 in der oben angedeuteten Weise ge- 
schehen ist. Vgl. oben S. 604. Note 2. 
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welche, wie wir gesehen haben, den Staat nur dann haften lassen 
will, wenn er sich bei der Auswahl oder Beaufsichtigung 
des Staatsdieners als seines Mandatars selbst einer Ver- 
nachlässigung seiner Pflichten (einer culpa in eligendo u. s. w.) 
schuldig gemacht habe, so bedarf es keines grossen Scharfblicks, 
um sich von der völligen Haltlosigkeit dieser Theorie zu über- 
zeugen. Denn sie beruht 

1 . auf der unrichtigen Voraussetzung, dass die rechtliche 
Grundlage des Verhältnisses zwischen dem Staat und seinen 
Dienern der Mandats-Contract sei. Freilich war es früher 
eine allgemein herrschende Vorstellung, dass der Staatsdienst durch 
Vertrag begründet werde und man hat bekanntlich verschiedene, 
für die Staatsdiener eben nicht immer schmeichelhafte, Analogieen 
privatrechtlicher Contractsverhältnisse benutzt *), bis man sich 
zur Annahme eines besonderen Diens tcon tracts ent- 
schloss. Dies Alles gehört aber zu den völlig überwundenen 
Ständpunkten. Man hat eingesehen , dass die Begründung des 
Staatsdienstverhältnisses in concreto durchaus dem öffentlichen 
Recht angehört, dessen Wesen schon an sich den Vertragsbe- 
grilf, als willkürliche Willenseinigung zweier Subjecte mit priva- 
tiver Rechtssphäre über ein Rechtsverhältniss, ausschliesst 2 ). Der 
Staat begründet das Staatsdienstverhältniss durch einen souverä- 
nen Willensact und schafft sich dadurch den bei seiner eignen 
Handlungsunfähigkeit notwendigen Repräsentanten, durch welchen 
die Staatsgewalt ausgeübt und sowohl Rechte als Pflichten für 
den Staat begründet werden. Die Ausübung der Staatsgewalt 
ist keine Sache der Willkür, sondern, nach der Idee des Gemein- 



1) Vgl. Deutsches Staats- und Bundesrecht, Th. II. § 135 der 2. Aufl. 
So insbesondere : Locatio et conductio operarum ; contractus innominatus, 
precarium, mandatum. 

2) Die andere, allerdings nicht zu verkennende privat rechtliche 
Seite des Staatsdienstverhältnisses, insofern durch die Anstellung auch 
Privat- oder wohlerworbene Kechle des Staatsdieners begründet werden, 
bleibt hier ausser Frage. — Gönner, der Stastsdienst, Landsh. 1808, 
nahm einen richtigen Anlauf, blieb aber im Vergleich mit Seuff ert, von 
dem Verhältniss des Staats und der Diener des Staats, Würzb. 1793, auf 
halbem Wege stehen. 

39* 
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wesens, vor Allem Pflicht und überall, wo der Staat — der 
freilich auch in rein privatrechtliche Beziehungen zu andern Rechts- 
subjecten treten oder darin stehen kann — durch seine Repräsen- 
tanten von seiner öffentlichen Gewalt Gebrauch macht und nöthi- 
genfalls erzwingt, was erzwungen werden muss, ist es doch in 
der That so unpassend wie möglich, von einem Geschäfts- 
abschluss zu reden, wie da, wo der Mandatar für den Ge- 
schäftsherrn mit dritten Personen contrahirt. Die Pflicht des Ein- 
zelnen, sich den Acten der Staatsgewalt unterzuordnen, oder das, 
mit dem Staat gegebene, Verhältniss von Herrschaft und Unter- 
ordnung, ist schon vorhanden und wird nicht erst durch 
Ausübung der Staatsgewalt begründet. Von einem Rechtsverhält- 
niss des dritten Contrahenten zum Mandatar und dominus negotii 
aber kann erst dann die Rede sein, wenn jener sich nach seinem 
freien Willen mit dem Mandatar eingelassen hat und das Geschäft 
dem Auftrag gemäss zum Abschluss gekommen ist. Daraus er- 
gibt sich aber die völlige Unanwendbarkeit der privatrechtlichen 
Regeln über die Verpflichtung des Geschäftsherrn durch seinen 
Mandatar dem Dritten gegenüber ganz von selbst. So wenig wie 
der Unterthan dem Staate oder seinen Beamten gegenüber in 
freier, nach eigener Willkür sich bestimmender, Stellung gegen- 
über steht, ebenso wenig kann es bei der Haftungspflicht des 
Staats, wenn und insoweit eine solche besteht, darauf ankommen, 
wozu sich der Staat verpflichten wollte, sondern nur darauf, 
wozu er an sich , nach der Natur des Staatsverhältnisses ver- 
pflichtet ist. Ebenso ist aber auch 

2. die andere Voraussetzung der älteren Theorie, dass 
da, wo der Beamte durch rechtswidrige Handlungen oder Unter- 
lassungen ohne Auftrag oder Befehl Schaden stiftete, der Staat 
vermöge seiner eigenen Culpa zum Ersatz verpflichtet 
werden könne, vom staatsrechtlichen Standpunkte aus 
durchaus unhaltbar. Diese Theorie konnte am Platze sein und 
auch einiger Maassen befriedigen, so lange man die Frage unter 
der Rubrik de obligalione principis ex facto s. non facto ministri 
bringen durfte und dabei an die, nach den Verhältnissen zur Zeit 
des Reichs rechtlich keineswegs unverantwortlichen, sondern einer 
höhein .lustizgewalt untergeordneten Fürsten, Grafen und Herrn 
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gedacht wurde, indem man in jedem derselben ganz zweifellos 
ein greifbares, einer juristischen Verschuldung fähiges und ge- 
richtlich belangbares (Reichsdep.-Absch. v. 1600) Subject vor sich 
hatte. Allein auf den zur vollständigen Entwickelung gekommenen, 
wenn auch mehrfach in Duodezverhältnissen auftretenden deutschen 
Staat passte alles dies nicht. Der Staat, als moralische Person, 
kann für sich selbst niemals pecciren oder in culpa sein , und 
desshalb auch wegen selbsteigner Culpa, niemals mit seinem 
Vermögen haftbar werden. Immer kann es sich dabei nur um 
Verschuldung (dolus oder culpa) derjenigen Personen handeln, 
welche für ihn zu handeln berechtigt oder berufen waren. Be- 
hauptet man also, der Staat müsse für die culpa in eligendo, in 
custodiendo etc. haften, so muss nothwendig weiter gefragt wer- 
den: Wer ist es denn, dem die Negligenz zur Last fällt? Doch 
offenbar nur dem nächsten Vorgesetzten, von dem sie dann weiter 
auf den höhern Chef nach den verschiedenen Stufen der Hierarchie 
des Staatsdienstes zurückfallen kann. Ja denkbarer Weise kann 
in der Person des Staatsoberhauptes selbst der intellectuelle 
Grund des factum culposum liegen, wenn sich der Regent z. B. 
nicht davon abbringen liess, ein bedenkliches Subject anzustellen, 
vom Dienste zu entfernen oder die im öffentlichen Interesse ge- 
botenen Maassregeln vorbeugender Natur eintreten zu lassen. Hat 
man aber den Staat selbst damit als den Delinquenten gefasst, 
oder sind es nicht immer vielmehr einzelne, auf den höhern und 
höchsten Stufen der staatlichen Organisation stehende, Individuen 
oder physische Personen, welchen die fragliche schuldhafte 
Handlung oder Unterlassung zur Last fällt? Ja selbst, wenn man 
bis auf den Souverän zurückgreift, so erhält man damit den 
Staat selbst nicht als subjectum delinquens. Dabei ist derselbe 
überdies durch die eigene juristische Unverantwortlichkeit in allen 
Regierungsangelegenheiten vollständig gedeckt. Nach den Princi- 
pien des constitutionellen Staatsrechts haften für alle Begehungs- 
und Unterlassungssünden der Regierung die verantwortlichen Mi- 
nister und diese wären es also, welche auf höchster Stufe für 
die culpa haften müssten, für welche die ältere Theorie bei Scha- 
densstiftung der Beamten den Staat verantwortlich machen will. 
Gegen die dritte Theorie oder die staatsrechtliche 
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Doctrin, wie sie besonders durch B. W. Pf ei ff er 's Autorität 
Eingang und Anerkennung in der neuern Wissenschaft und Praxis 
Deutschlands gefunden hat, lassen sich allerdings in einzelnen Be- 
ziehungen, Wendungen oder Unterscheidungen auch nicht uner- 
hebliche Einwendungen erheben *). Auch lässt sich nicht ver- 
kennen, dass die hin und wieder einseitige oder sonst mangel- 
hafte Deduction des eigentlichen publicistischen Rechts- 
grundes für die Haftpflicht des Staats, besonders aber die aus 
der Unbestimmtheit bei der Fassung und gehörigen Begrenzung 
des Princips sich ergebende ganz maasslose Ausdehn-ung 
der Verbindlichkeit des Staats, für Vergehen seiner Beamten mit 
seinen Mitteln, zum Zweck der Entschädigung des Verletzten, auf- 
zukommen, der allgemeinen Anerkennung derselben in den Weg 
getreten ist; wozu denn freilich noch der Umstand gekommen ist, 
dass viele Juristen von staatsrechtlichen Doctrinen überhaupt nicht 
viel wissen und sich unter einem, durchaus civilistisch begrenz- 
ten, Horizont bewegen , so dass sie , in Betreff der Entstehungs- 
gründe einer Verpflichtung, nicht über die Fälle der Obligatio ex 
contractu und ex delicto und allenfalls ex lege hinauszublicken 
vermögen und zwischen der Pflicht zur Entschädigung bei einem 
damnum injuria datum und der auf anderem Grunde beruhenden 
Verpflichtung zur Schadloshaltung (auch ohne vertragsmässig über- 
nommene Verbindlichkeit dazu) keinen Unterschied zu machen 
wissen. 

Wir wollen aber hier auf die Bedenken und Ausstellungen 
gegen die neuere staatsrechtliche Theorie nicht weiter eingehen. 
Nur das Eine mag schon jetzt bemerkt sein, dass der Einwand 2 ), 
diese Theorie liefere keine rechtliche oder juristische Basis, indem 
alle Verpflichtungen des Staats oder der obersten Staatsgewalt 
den Unterthanen gegenüber an sich nur moralischer Natur seien, 
als ein unhaltbarer betrachtet werden muss. Er beruht auf der 
durchaus falschen Voraussetzung, dass der Begriff des Rechts 
nicht über das Gebiet des gerichtlich Erzwingbaren hinausgehe, 



1) Insbesondere. gilt dies auch, wie wir unten noch sehen werden, von 
dem Unterschied zwischen Richtern nnd andern Beamten. 

2) Richelmann, im Magaz. f. hannov. Recht. Bd. II. S. 254. 
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und dass daher, weil der Staat nicht zur Ausübung seiner Pflich- 
ten gezwungen werden könne, auch solchen Falls von keiner 
Klage auf Schadloshaltung die Rede sein könne. Nach dieser An- 
schauung würde es überhaupt gar kein Staatsrecht, sondern nur 
eine Staats moral geben, und die Verfassungen wären nichts 
weiter, als ein Katechismus von s. g. Liebespflichten. Wir be- 
haupten dagegen, dass auch das Verhältniss zwischen dem Staat 
und seinen Gliedern insoweit unter den Begriff des Rechts fällt, 
als es sich dabei um äussere, der Willkür oder dem Belieben 
entzogene Pflichten handelt und dass, wenn auch in den meisten 
Fällen der Unterthan seine Rechte, der Natur des Staats gemäss, 
nicht zwangsweise verfolgen kann, dies doch auf vermögens- 
rechtliche Ansprüche keine Anwendung leidet, sie mögen nun 
auf rein privatrechtlicher Grundlage beruhen, oder insofern eine 
staatsrechtliche Basis haben, als sie aus einem Acte der Staats- 
gewalt entspringen, oder durch ein an sich staatsrechtliches Prin- 
cip begründet werden. 

IV. Dogmatische Entwickelung. 

Versuchen wir es jetzt selbst, unter Vermeidung der bisher 
gerügten Fehler, die richtigen Grundsätze über die Haftungspflicht 
des Staats aus amtlichen Handlungen oder Unterlassungen der 
Staatsdiener zu entwickeln, so dürfen wir dabei, ohne uns in die 
Ab- und Irrwege philosophischer Doctrinen zu verlieren, von fol- 
genden Sätzen ganz allgemeiner Natur ausgehen, die an sich 
unbestreitbar sind und deren Anerkennung das positive Recht auch 
ganz entschieden in sich schliesst, nämlich: 

A. Der Staat ist ein organisches, aus Haupt und Gliedern 
zusammengesetztes, aber doch auch davon unterschiedenes We- 
sen, eine moralische Person, welche nach Aussen und nach 
Innen als Subject von Rechten und Pflichten auftritt, mögen nun 
die Rechte und Pflichten in absoluter Weise schon mit dem Da- 
sein der concreten Staatsordnung gegeben sein, oder erst aus 
besondern, von ihm oder für ihn begründeten, Rechtsverhält- 
nissen entspringen. 

B. Der Staat selbst als moralische Person hat keine Wil- 
lens- und Handlungsfähigkeit. Er bedarf daher nothwendig der 
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Repräsentation durch physische Personen, welche für ihn wollen 
und handeln und ihn durch ihre Handlungen sowohl berechti- 
gen als verpflichten. 

C. Der oberste Repräsentant des Staats ist der alle Attri- 
bute der Staatsgewalt in sich vereinigende Souverän und unter 
ihm nach seinem Willen und nach den von ihm ausgehenden 
Gesetzen und Instructionen wird der Staat repräsentirt durch die 
öffentlichen Beamten, von einem Jeden derselben aber nur inner- 
halb der ihm angewiesenen amtlichen Sphäre, oder 
der ihm für den Staat gegebenen VoJlmacht. 

An diese ganz allgemeinen Sätze lassen sich folgende, die 
Entstehung einer Verbindlichkeit des Staats bedingende oder 
begrenzende, Consequenzen knüpfen* 

1. Durch Handlungen von Privatpersonen wird der 
Staat — abgesehen von den auch möglichen privatrechtlichen 
Folgen einer negotiorum gestio, die aber immer ein „utile gestum" 
voraussetzt — natürlich gar nicht verpflichtet und dasselbe gilt 
selbstverständlich von Denjenigen, welche mit angemaasstem 
amtlichen Charakter gehandelt haben, oder in betrügeri- 
scher Weise unter dem Scheine oder in der Gestalt der publica 
autoritate zu schaffenden Produkte Schaden gestiftet haben, üess- 
halb kann z. B. der Staat nicht zum Ersatz des durch Münz- 
fälschung angerichteten Schadens verpflichtet sein, nicht für ge- 
fälschte Banknoten, Cassenbillets oder Staatsobligationen Schadlos- 
haltung zu gewähren haben, — wenn die Fälschung nicht von 
dem eigenen Münzmeister oder von denjenigen erfolgte, welche 
amtlich die Emission des Papiergeldes oder der Staatspapiere 
zu besorgen hatten. 

2. Der Staat haftet niemals für diejenigen Handlungen, welche 
zwar von öffentlichen Beamten, aber nicht innerhalb der ihnen 
überwiesenen amtlichen Sphäre 1 ), unter Verhältnissen, wo 



1) z. B. wenn ein Steueroffiziant sich richterliche Functionen ange- 
maasst, oder umgekehrt, ein Richter Steuerexactionen gemacht hätte. Von 
der objectiven Ueberschreitung der amtlichen Sphäre muss aber 
doch die, möglicher Weise in voller Ueberzeugung der amtlichen Zustän- 
digkeit erfolgte, Ueberschreitung der gesetzlichen Competenzgrenzen 
des einzelnen Amtes im Gegensatz zu andern Aemtern derselben Art unter- 
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ihre amtliche Eigenschaft gar nicht in Frage kam, oder nur 
neben einer amtlichen Function vorgenommen worden sind, 
aber ohne dass sie irgendwie, auch nur äusserlich, als Bestand- 
tbeil der amtlichen Thätigkeit betrachtet werden können x ). 
Man muss hier jedenfalls, um dem Staate nicht in ungerechtfer- 
tigter Weise eine Haftpflicht aufzubürden, zwischen Anmaas- 
sung einer gar nicht zustehenden und Missbrauch der wirk- 
lich zustehenden Amtsgewalt unterscheiden und ferner einen Un- 
terschied machen, ob das Amt nur Gelegenheit oder Ver- 
anlassung zu einer Handlung gegeben hat, welche mit den 
Zwecken der amtlichen Thätigkeit gar nichts zu schaffen hat, oder 
ob das Amt selbst, sei es in übertriebenem Diensteifer, oder in 
eigennütziger, gewinnsüchtiger oder auf Befriedigung einer Pri- 
vatleidenschaft abzweckender Weise , missbraucht worden ist. 
Dasselbe gilt anderer Seits auch von der Nichterfüllung von 
Pflichten oder pflichtwidrigen Unterlassungen. Hat der Be- 
amte einem Privatus gegenüber etwas übernommen, was gar 
nicht zu seinen amtHchen Pflichten gehörte, oder durch seine 
öffentlichen Instructionen verboten war, so kann der Staat selbst- 
verständlich dafür nicht haftbar werden; anders steht die Sache, 
wenn der Beamte etwas unterliess, was gerade Sache des Am- 
tes, oder was er kraft amtlicher Verpflichtung zu thun 
schuldig war, wobei natürlich ganz gleichsteht, wenn er es in 
verkehrter, zweckwidriger, die beabsichtigte rechtliche Wirkung 
ausschliessender Weise gethan hat. 



schieden werden. Eine Haftpflicht des Staats überhaupt vorausgesetzt, 
möchten wir nicht behaupten, dass sie desshalb cessire, weil es sich findet, 
dass der Beamte, welcher als solcher thätig gewesen ist, für diese Person 
oder Sache nicht zuständig war. 

1) z. B. bei Gelegenheit eines Insinuations- oder Executionsactes be- 
geht der Ofliziant eine Handlung, die gar nicht Bestandtheil des offiziellen 
Actes ist. Es ist /.. B. ein ganz verschiedener Fall, ob Sachen, die der 
Beamte vi officii zu behandeln oder zu verwahren hatte, von ihm unterschlagen 
werden, oder ob er bei Gelegenheit einer Inventarisation u. s. w. neben- 
bei einen Diebstahl in demselben Hause begeht. Es ist ferner einleuchten- 
der Weise eine völlig andere Sache, ob ein Criminal- oder Polizeibeamter 
einer Inhaftirten Gewalt anthut, unter Geltendmachung seiner Amtsgewalt 
zur Erlangung eines Geständnisses, oder — mit ihr Unzucht treibt. 
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3. Der Staat kann, der Natur der Sache nach, nur dureh 
amtliche oder Amtshandlungen seiner Diener verpflichtet 
werden, d. h. nur durch solche Handlungen, welche den Zweck 
hatten, eine dem Staate obliegende Pflicht zur Ausübung zu bringen, 
oder eine dem Staate obliegende Function zu vollziehen. Diese 
Eigenschaft einer Handlung als Amtshandlung wird aber 
offenbar dadurch nicht aufgehoben , dass vom Beamten unrechte, 
zweckwidrige, unerlaubte, oder gar solche Mittel angewendet 
werden, welche ihn selbst einer disciplinarischen oder criminellen 
Ahndung aussetzen 1 ). Dagegen muss von der Amtshandlung 
durchweg der Missbrauch der amtlichen Gewalt oder Autorität 
zu einem durchaus ausseramtlichen Zwecke unter- 
schieden werden. Auch bei der amtlichen Handlung kann Privat- 
interesse oder Leidenschaft unterlaufen und Unrecht begangen 
werden, z. B. bei widerrechtlicher Verhaftung, Excessen des Cri- 
minalrichters u. s. w. Sie bleiben desshalb doch unleugbar wirk- 
liche Amtshandlungen, und können daher auch möglicher 
Weise eine Verpflichtung des Staats zur Schadloshaltung des Ge- 
misshandelten erzeugen. Wo dagegen der Beamte durch C o n - 
cessionen sich bereichert und andere in Schaden gebracht 
hat, da wird man an sich von keinem amtlichen Zwecke spre- 
chen, also auch den Staat nicht haftbar machen können. 

4. Eine staatliche Pflicht, sie mag nun durch einen 
besondern Rechtsact für den Staat begründet sein, z. B. durch 
den gerichtlichen Depositionsact, oder sich auf die Wahrnehmung 
einer Function der Staatsgewalt beziehen, z. B. bei der Consti- 
tuirung öffentlicher Hypotheken , kann dadurch nicht vom Staate 
abgewälzt werden , dass der den Staat vertretende Beamte die- 
selbe unerfüllt Iässt, oder durch positive Handlungen ihre Erfül- 
lung vereitelt. Der Staat kann sich durch PI ich t- 
widrigkeiten seiner Beamten nicht von der 
ihm obliegenden Obligatio befreien. Nur da , wo 



1) Wenn ein Münzmeister, sei es mit oder ohne höhern Befehl, sei es 
zum eignen Vprtheil oder zum Vortheil der Staatskasse schlechte Münze 
prägt, so hört sie desshalb doch nicht auf, publica autoritate in Cours be- 
findliches Geld zu sein. 
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Zufall oder vis major die Erfüllung unmöglich macht, wird auch 
der Staat als liberirt betrachtet werden können. 

5. Der Staat selbst , als moralische Person, kann 
zwar • der ,Idee nach nicht in culpa sein. Da es sich aber bei 
ihm gar nicht um willkürliche Vertretung , sondern um 
nothwendige Repräsentation handelt, ohne welche der Staat, 
wenn man ihn nicht mit den Trägern der öffentlichen Gewalt 
identificiren will, gar nicht als lebendiger Organismus bestehen 
könnte, so müssen amtliche Handlungen und Unterlassungen sei- 
ner Organe ihn ebenso verpflichten als berechtigen können, und 
er muss wenigstens die G a r a n t i e für ihr Verhalten in ihrer 
amtlichen Sphäre übernehmen. Ob aber ein rechtlicher Anspruch 
auf Schadloshaltung bestehe, hängt zugleich von den Erforder- 
nissen des Daseins einer Justizsache, oder davon ab, ob dem 
Verletzten gegenüber von einer rechtswidrigen Verletzung wohl- 
erworbenen Rechts durch oder für den Staat die Rede sein 
kann. Eine objective Rechtswidrigkeit und subjective 
Verschuldung des Beamten muss natürlich immer vorhanden sein, 
wenn auf Grund rechtswidriger Schadenszufügung 
(im Gegensatz zur pflichtmässigen Schadloshaltung bei Ausübung 
des jus eminens der Staatsgewalt) ein Anspruch gegen den Staat 
geltend gemacht werden soll. 

Nach Vorausschickung dieser allgemeinen, für die rechtliche 
Beurtheilung der Haftungspflicht des Staats wichtigen Sätzen, kön- 
nen wir uns zur nähern Betrachtung der einzelnen, hierbei noch 
zu unterscheidenden, Fälle wenden. Dabei müssen aber, wie es 
schon ah einem andern Orte geschehen ist 1 ) J zwei Classen von 
Fällen unterschieden werden: 

I. Diejenigen, in welchen es sich um ihrer Natur nach 
privat rechtliche Geschäfte handelte, welche für 
den Staat von den dazu bevollmächtigten Beamten mit andern 
Personen (Unterthanen oder Fremden) eingegangen wurden; 
II. Diejenigen, wo es sich um Geltendmachung öffentli- 
cher Machtbefugnisse gegen die der Amtsgewalt 
Subjicirten handelte. 

1) Deutsches Staats- und Bundesrecht. 2. Aufl. Th. II. § 140. 
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Dieser letztern Classe sind in gewisser Weise 
III. diejenigen Fälle gleichzustellen , welche unter den Gesichts- 
punkt einer Concurrenz der Obrigkeit zur Legalisirung pri- 
vatrechtlicher Geschäfte, Confirmation oder Beurkundung von 
Rechtsacten mit der dazu erforderlichen publica fides fallen. 
Denn auch in diesen Fällen werden keine Geschäfte mit dem 
Staate durch dessen Beamte abgeschlossen, sondern letztere 
sind berufen , Dasjenige zu erfüllen , was nur von Staats- 
wegen geschehen kann und resp. geschehen muss. 



Ad I. Die Frage, ob und inwieweit der Staat bei den von 
seinen Beamten für ihn eingegangenen Geschäften privat- 
rechtlicher Natur durch seine Repräsentanten dem Contra- 
henten gegenüber verpflichtet werde, ist offenbar die einfachste 
und am wenigsten zweifelhafte. Es entscheiden hier die gelten- 
den Grundsätze des gemeinen Civilrechts und es liegt durchaus 
kein Grund *) vor, den Staat hier anders, in beschränkterer oder 
in weitergehender Weise, haften zu lassen, als jeden andern Ge- 
schäftsherrn, es mag nun ein Individuum oder eine dem Staate 
untergeordnete Corporation oder juristische Persönlichkeit der 
andere Contrahent sein 2 ). Zu den Bedingungen der Ver- 
bindlichkeit des Staats aus solchen Geschäften wird daher im All- 
gemeinen gehören : 1) dass der Beamte oder die Behörde, welche 
contrahirte, zum Abschluss von Geschäften dieser Art entweder 
kraft allgemeiner amtlicher Vollmacht, oder ertheilter besonderer An- 



1) Weder in der Natur des Staatsverhältnisses, noch in dem Rechte 
des Einzelnen. Denn, was den letztern betrifft, so kömmt dabei das Sub- 
jectionsverhältniss nicht in Frage und es hängt von seinem freien Willen 
ab, ob er mit dem Staate contrahiren will oder nicht. 

2) Puchta, Pandekten § 53. „Ein solches (freies Repräsentations- 
verhältniss) kann beruhen auf einem Amt, bei den Beamten einer juristi- 
schen Person — ; auch hier ist der Wille des Repräsentirten nicht erfor- 
derlich , soweit der Repräsentant seiner Amtspflicht gemäss 
handelt." Das. § 279: „Haben solche Bevollmächtigte einer Wider- 
recht] ichkeit sich schuldig gemacht oder sonst ihre Vollmacht überschritten, 
so haften die domini wenigstens so weit sie bereichert sind." L. 15. pr. 
D. IV. 3 de dolo malo. L. 13 § 7. D. XIX. 1. de act. emt. vend. L. 3. 
D. XXVI. 9. Quando ex fact. tut. 
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Weisung berechtigt war und die Grenzen ihrer Vollmacht nicht 
überschritten hat; 2) dass die für den Abschluss des Geschäfts 
bestehenden gesetzlichen Formen beobachtet und die rechtlichen 
Voraussetzungen dafür erfüllt wurden. Unter diesen Gesichtspunkt 
fallen alle für staatliche Zwecke oder Bedürfnisse einzugehenden 
Verträge, Kauf-, Tausch-, Pacht-, Mieth- und andere Contracte. 
Auch Staatsanleihen gehören hierher; sie werden dadurch, 
dass in den Verfassungen besondere Bedingungen und For- 
men für den Abschluss derselben gegeben sind, der an sich 
privatrechtlichen Natur nicht entkleidet *). Freilich hat der Staat, 
vermöge seiner gesetzgebenden Gewalt und seines jus eminens, 
die Macht, in das Recht der Staatsgläubiger einzugreifen und seine 
Verbindlichkeiten zu beschränken 2 ), — eine Möglichkeit, die bei 
andern Privatschuldnern cessirt. Abgesehen hiervon , sind aber 
die Rechte der Staatsgläubiger und die Verbindlichkeiten des 
Staats als Schuldners dieselben, wie sie das Privatrecht für Schuld- 
verhältnisse dieser Art constiluirt 3 ). 

Viel weiter sind aber die Grenzen der Haftpflicht des domi- 
nus negotii da ausgedehnt, wo es sich um öffentliche Betreibung 
eines Geschäfts durch dazu bestellte Geschäftsführer (insti- 
tores) handelt, es mag nun der verbindliche Abschluss des Ge- 
schäftes selbst, oder die Erfüllung der dadurch übernommenen 
Obligationen in Frage sein. Die, dafür aufgestellten, aus der Not- 
wendigkeit des gemeinen Verkehrs und der Sicherung von öffent- 
licher Treue und Glauben abgeleiteten Grundsätze des römischen 



1) Ob aber gemeinrechtlich die Anwendung des auf Municipien bezüg- 
lichen Grundsatzes der L. 27. Dig. XII. 1 de reb. cred. „Civitas mutui 
datione obligari potest, si ad utililatem ejus pecuniae versae sunt; alioquin 
ifsi soti, qui contraxerunt , non civitas, lenebunlur" auf formell gültige 
Staatsanleihen zu rechtfertigen sei, möchte mit Grund wohl bezweifelt 
werden können. 

2) Dieselbe Möglichkeit ist auch in andern Fällen gegeben, z. B. wo 
der Staat gewerbsmässig ein Geschäft betreibt, oder Andere (z. B. Gesell- 
schaften) zu dessen Betreibung concessionirt. Hierauf sind die von den 
gemeinrechtlichen Grundsätzen abweichenden Bestimmungen über die Haft- 
pflicht beim Post-, Eisenbahn- und Telegraphenverkehv zurückzuführen. 

3) Deutsches Staats- und Hundesrecht. 2. Aufl. Th. II. § 21 a. F 
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Rechts zu entwickeln, ist nicht unsere Sache 1 ); ebensowenig 
haben wir den Beruf, die dabei hervorgetretene Verschiedenheit 
der theoretischen Anschauungen zu prüfen und die vorhandenen 
Controversen zum Abschluss zu bringen. Wir selbst betrachten 
die Ansicht, dass die Haftpflicht des dominus negotii nicht auf 
die Nachweisung einer culpa in eligendo s. inspiciendo bei Leistung 
übernommener Dienste beschränkt werden könne, als die ent- 
schieden richtigere 2 ) und müssen, wenn die Anwendung der ge- 
meinrechtlichen Grundsätze auf moralische Personen (also auch den 
Staat) als die eigentlichen Geschäftsherrn nicht ganz illusorisch 
werden soll, daran festhalten, dass die Culpa der vorgesetzten 
Beamten in Betreff der Auswahl und Beaufsichtigung des unterge- 
ordneten Dienstpersonals da , wo es überhaupt auf eine solche 
Culpa ankommen sollte, die moralische Person, resp. den Staat 
haftbar machen muss, da die Voraussetzung, dass die moralische 
Person selbst in Culpa sei, eine pure Unmöglichkeit in sich schlies- 
sen würde. Noch in verstärktem Maasse tritt aber jedenfalls die 
Anerkennung einer Haftpflicht des Staats da hervor, wo er die 
Unterthanen durch Auflegung einer gesetzlichen Verflichtung nö- 
t h i g t , mit seinen Geschäftsführern zu contrahiren, z. B. gewisse 
Bedürfnisse nur von ihm zu beziehen (man denke an Salz- oder 
Tabaks : Regie) , oder für gewisse Zwecke sich nur der von ihm 
gegründeten Anstalten, wie der Postanstalten zur Briefbeförderung 
u. s. w. zu bedienen, was wenigstens sonst auch in Deutschland 
in einer eben nicht löblichen Art zum Besten des in miss- 
bräuchlicher oder unverständiger Weise ausgebeuteten Postregals 
der Fall gewesen ist 3 ). 

Wie wichtig die Frage von der Anwendung der, auf das 
Institorenverhältniss bezüglichen, gemeinrechtlichen Grundsätze auf 



1) Vgl. übrigens oben S. 609, Note 1. 

2) Vgl. (gegen die Ansicht von Hasse, die Culpa des römischen Rechts. 
3. Ausg. S. 400 f.) Puchta, Vorles. über das röm. Recht. Bd. II. §302. 
W. Koch, Deutschlands Eisenbahnen. Abth. II. S. 22. S. 134 I. Bes. 
aber Ubbelohde im Archiv f. pract. Rechtswiss. 15d. VII. Heft 2 u. 
im Magazin f. hannov. Recht. Bd. IX. (1859), S. 201 I. 

3) Vgl. z. B. die ganz horriblen Bestimmungen des Preuss. Land- 
rechts. Th. II. Tit. XV. § 143 f. § 214. 
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die Haftpflicht des Staats bei Schadenszufügungen durch rechts- 
widrige Thätigkeit oder pflichtwidrige Unterlassungen des ange- 
stellten Dienstpersonals heutiges Tags ist, ergibt sich besonders 
aus der ungeheueren Ausdehnung der Verkehrsanstalten, welche 
vom Staate selbst gegründet und oft zu sehr im Sinne von nutz- 
baren Hoheitsrechten betrieben werden 1 ). Zu den Posten 
sind die Eisenbahnen und Telegraphen gekommen und 
wenn auch bei den Eisenbahnen die Frage von der Haftpflicht 
des Staats wegen Verletzungen der Personen und Sachen, deren 
Transport von der Eisenbahnverwaltung vertragsmässig übernom- 
men ist, häufig um desswillen cessirt, weil Anlage und Betrieb 
der Eisenbahnen Sache der concessionirten Privatgesell- 
schaft ist 2 ), welche zweifellös nach den maassgebenden recht- 
lichen Grundsätzen zu haften hat, so kommen doch die Staats- 
eisenbahnen bekanntlich in grosser Ausdehnung vor und in man- 
chen Staaten ist mit grosser Zähigkeit an der Maxime festgehal- 
ten worden , dem Staate ausschliesslich die Anlage und den Be- 
trieb der Eisenbahnen zu vindiciren 3 ). Unleugbar liegt nun nicht 
der mindeste Grund vor, da, wo der gewerbsmässige Betrieb jener 
Verkehrsanstalten in den Händen des Staates ist, andere recht- 



1) Wir haben hier hauptsächlich nur die rechtlichen Folgen der obli- 
gatio ex contractu im Auge , d. h. in Betreff der Personen , mit welchen 
contrahirt wurde. Es unterliegt aber gar keinem Zweifel, dass auch die 
sonstigen piivatrechtlichen Entstehungsgründe einer obligatio, z. B. beim 
damnum injuria datum gegen dritte Personen, Beschädigungen von Per- 
sonen und Sachen durch Ueberfahren, Verursachung eines Brandes durch 
Lokomotiven und was man sich sonst beispielsweise denken will, ferner 
Noxalklagen, Condictiones indebiti u. s. w. hier Platz finden. 

2) Es braucht kaum bemerkt zu werden , dass auch bei den Posten 
die Frage von Haftpflicht des Staats da cessirt, wo das sogenannte Postre- 
gal sich im Besitz eines Privatus befindet, wie dies in Deutschland noch in 
ziemlicher Ausdehnung zu Gunsten des Fürst!. Hauses Thurn und Taxis, 
unter der Garantie des Bundes (Art. 17 der deutschen Bundesacte) der 
Fall ist. 

3) Gegen die gewöhnliche Theorie vom „Eisenbahn-Regal", als aus- 
schliesslichem nutzbaren Hoheitsrecht des Staats, s. des Verf. Ausführung in 
den Götting. gel. Anzeigen 1861, St. 3. S. 114 f., bei Gelegenheit der Be- 
sprechung von Koch, Deutschlands Eisenbahnen. Vgl. andererseits Rey- 
scher in der Zeitschr. f. deutsches Recht. Bd. XIII. S. 273 f. 
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liehe Grundsätze zur Anwendung zu bringen , als wenn sie von 
concessionirten Gesellschaften gegründet, unterhalten und betrieben 
werden, oder z. B. in Betreff der auf Versehen des Dienstper- 
sonals beruhenden Schädigungen beim Telegraphenwesen 
desshalb einen Unterschied zu machen, weil es bis jetzt in Deutsch- 
land nur S taatstelegraphen gibt und diese zunächst für staat- 
liche Zwecke gegründet worden sind. Denn, soweit sie der Be- 
nützung durch das Publicum überlassen sind, gibt es kein anderes 
Prinzip rechtlicher Beurtheilüng, als dass der Staat oder die Tele- 
graphenverwaltung als Inhaber eines Geschäftsbetriebs Denjenigen 
contraetlich verpflichtet wird, für welche der Dienst der Be- 
sorgung der übergebenen Telegramme übernommen wird. Allein 
hier sowohl, wie beim Post- und Eisenbahntransport, hat es die 
Gesetzgebung meistens nicht an einschränkenden Bestim- 
mungen fehlen lassen, wodurch die Anwendung der allgemeinen 
Rechtsgrundsätze auf die Haftungspflicht für Beschädigungen mehr 
oder weniger ausgeschlossen, oder hinsichtlich der Grösse des 
zu leistenden Ersatzes eine, die Geltendmachung des wirklich erlit- 
tenen Schadens verkürzende, Beschränkung verfügt wird. Die nähere 
Erörterung dieser Verhältnisse ist nicht unsere Sache. Die neuere 
Literatur hat gerade den Fragen über die Haftungspflicht der P o s t e n '), 



I) Von den bestehenden Gesetzgebungen erkennt das Pieuss. Landr. 
Th. II. Tit. XV. § 185 den Grundsatz ausdrücklich an, dass die Postämter 
für die zur Post vorschriftsmässig eingelieferten Briefe und Sachen gleich 
den Schiffern zu haften schuldig seien, macht aber dann doch ver- 
schiedene Einschränkungen und lasst die Haftpflicht ganz wegfallen (das. 
§ 190), wenn sich der Schade oder Verlust erweislich auf einein aus- 
wärtigen Postamte zugetragen hat. — Der revid. deutsch -Österreich. 
Postvereinsvertrag v. 5. Dez. 1851. Art. 62 bestimmt: „In Beschädigungs- 
und Verlustfällen wird die Entschädigung nach Maassgabe des declarir- 
ten Werthes geleistet, mit alleiniger Ausnahme des durch Krieg 
oder unabwendbare Folgen von Naturereignissen her- 
beigeführten Schadens. Bei nicht declarirtem Werthe wird bis zu 
10 Sgr. oder 30 kr. für das Pfund entschädigt. " Vgl. übrigens: Funk- 
hänel, üb. die Anwendbarkeit der de reeepto actio auf die Ersatzver- 
bindlichkeit der heutigen Postanstalten u. s. w. Glochaii 1836. W. Kompe, 
vom Posttransportvertrage, insbes. von der Schadensersatzverbindlichkeit der 
Poslanstatten nach Maassgabe der Postvereinsbestimmungen, in der Zeitschr. 
f. deutsch. Recht. Bd. XVIII (1858) S. 301 f. v. Linde, üb. die Haft- 
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Eisenbahnen x ) und Telegraphen 2 ) schon wiederholt ihre 
Beachtung zugewendet und wir können hier auf die darüber er- 
schienenen Schriften verweisen. Wir bemerken nur, dass, wenn 
auch nach der richtigen Ansicht die Haftpflicht des Staats als des 
Geschäftsherrn beim Telegraphendienst nach gleichen Grundsätzen 
wie bei der Postanstalt u. s. w. beurtheilt werden müsste 3 ), hier 
doch die den deutsch - Österreich. Telegraphenverein bildenden 
Staaten durch Art. 5 des revid. Vereinsvertrags v. 16. Nov. 1857 
und das Reglement für die telegraphische Correspondenz § 27 
jede Gewähr für die richtige Ueberkunft der Depeschen , sowie 
für deren Ueberkunft innerhalb einer bestimmten Zeit, also für 
Verlust, Verstümmelung oder Verspätung der Depeschen von sich 
abgelehnt haben, wie auch schon vorher, z. B. in Preussen (1, Nov. 
1855), erlassene Reglements jede derartige Garantie ausschlössen, 
wesshalb auch in der Cause celebre Weiler-Oppenheim das 
ergangene Urtheil des Landgerichts zu Colin v. 1856 die adcitirte 
Telegraphenverwaltung freisprach, obwohl es eine Nicht Verbind- 
lichkeit derselben weder aus allgemeinen Gründen, noch aus der 
besondern Natur des Telegrapheninstituts glaubte ableiten zu 
können 4 ). 



Verbindlichkeit der Postanstalt nach Grundsätzen des deutsch-üsterreich. 
Postvereins und den Particularrechten der zu denselben gehörigen Staaten, 
(üessen 1859. 

1) Vgl. Beschorner das deutsche Eisenbahnrecht. Erlangen 1858. 
Koch, Deutschlands Eisenbahnen. II. Abth. Marb. 1858. 1859 und die 
oben S. 622. Note 2 cit. Abhandlungen von Ubbelohdc. Bekanntlich 
wurde dem deutscheu Handelsgesetzbuch gegenüber der Versuch gemacht, 
beim Gütertransport die Haftungspflicht der Eisenbahnverwaltungen ein- 
zuschränken. 

2) S. die vortreffliche Abhandl. von Keyscher, das Telegraphenrecht, 
insbes. die Haftpflicht aus unrichtiger und verspäteter Telegraphirung, in 
der Zeitschr. f. Deutsches Recht. Bd. XIX. S. 271 f. und das Urtheil des 
Landgerichts zu Cöln v. 29. Juli 1856, die Haftpflicht bei telegraphischen 
Briefen betr. das. S. 456 f. 

3) Vgl. Reyscher a.a. 0. S. 296 f. 

4) Nebenbei ist zu bemerken, dass die Erwägungsgründe dieses Ur- 
theils die staa ts rech t liehe Haftpflicht des Fiskus für diejenigen Staats- 
diener, welchen die Verwaltung eines bestimmten Zweiges der 
Staatsgewalt anvertraut ist, in Zweifel stellen, ohne denselben irgend- 

Zeitschr. f. Staatsw. 1868. IV. Heft. 40 
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Ein praktisch besonders wichtiger Fall, wobei die Haftpflicht 
des Staats, beziehungsweise der Gerichtsherrschaft, in Frage 
kömmt, betrifft die s. g. gerichtlichen Deposita 1 ). Man 
kann darüber zweifelhaft sein, ob derselbe lediglich nach pri- 
vatrech tli chen Grundsätzen zu beurlheilen sei, oder ob dabei 
auch s taa tsrecht liehe Gesichtspunkte mit einschlagen? Wir 
glauben uns entschieden für die letztere Alternative entscheiden 
zu müssen. Denn, obwohl das Depositum an sich (das s. g. re- 
guläre und das irreguläre) zu den privatrechtlichen Geschäften 
gehört, so muss doch nothwendig auch hier die Annahme, dass 
der Beamte bioser Mandatar des Staats sei und letzterer als Man- 
dans nicht für die Rechtswidrigkeiten des Mandatars tlvl haften 
brauche, als eine völlig unpassende zurückgewiesen werden, wie 
oben bereits nachgewiesen wurde. Jedenfalls müsste auch hier 
die Analogie des Institorenverhältnisses zu Hilfe genommen wer- 
den. Dazu kömmt, dass der Staat in allen Fällen, wo er durch 
seine Beamten innerhalb der gesetzlich gezogenen Grenzen zum 



wie zu begründen. Der von der Adcitatin aufgestellte Satz verliere aber 
seine Anwendung bei allen denjenigen Angestellten, deren sich der Staat 
zum Betriebe einer commerciellen oder gewerblichen Unternehmung 
bediene , indem der Staat bei solchen Unternehmungen nicht nach seinen 
staatsrechtlichen Functionen, sondern lediglich nach seinen civil- 
rechtlichen Verpflichtungen in Betracht komme. Auch könne der 
Umstand, dass der Staat den Telegraphen anfangs ausschliesslich für seine 
eignen staatlich en Zwecke benutze und dem Publicum erst später 
und immer in zweiter Linie die Benutzung gestattet habe, daran nichts 
ändern, weil der Staat dadurch, dass er die Beförderung von Privät- 
depeschen gegen eine Vergütung übernehme, in privatrecht- 
liche Verpflichtungen zum Publikum trete und also, wenn er die Garan- 
tie nicht ausgeschlossen habe , für die E r f fi 1 1 u n g der übernommenen 
Verpflichtung ohne Bücksicht auf die Fehler seiner Angestellten haftbar 
sei. Auch könne aus der besondern Natur des Telegraphenwesens kein 
Grund entnommen werden, um die Verantwortlichkeit des Staats, über den 
rein mechanischen Theil der Einrichtung hinaus , auch f ü r... die ganze 
menschliche Thätigkeit des Personals aus 7. uschlicssen. 
1) Was von eigentlichen gerichtlichen Depositen gilt, muss um so viel 
mehr von allen von der Obrigkeit unter Anwendung der ihr zuständigen 
Zwangsgewalt in Beschlag genommenen Gegenständen gelten, 
wobei ganz unleugbar der staatsrechtliche Gesichtspunkt (s. unten 
ad II.) eingreift. 
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Depositar wird, nur eine ihm obliegende Schutzpflicht erfüllt und 
der ganze Zweck des öffentlichen Depositenwesens die Gewäh- 
rung einer Garantie in sich schliesst, die in dieser ihr zu- 
kommenden Bedeutung durch Privatdepositionen nicht erreicht wer- 
den kann. Demnach ist die Annahme des Depositums keine 
Sache der Privatwillkür und auch die Hingabe Seitens des 
Deponenten ist es wenigstens da nicht, wo in Folge einer ge- 
setzlichen Verpflichtung deponirt wird 1 ). Endlich kann ein 
Unterschied von dem gewöhnlichen privatrechtlichen Depositum 
auch darin liegen, dass der Staat Deposital-Gebühren erhebt und 
demgemäss der Grundsatz , der Depositar hafte , weil er keinen 
Vortheil vom Contract hat, nur für dolus und culpa lata, eine 
Modification erleiden muss. 

Nach unserer Ansicht ist für die Haftpflicht des Staats bei 
gerichtlichen Depositen, unter Verweisung auf die oben aufge- 
stellten allgemeinen Sätze, folgendes entscheidend: 

Wo der Staat Einzelnen gegenüber in ein bestimmtes 
Kechtsverhältniss tritt und in gesetzlicher Form und 
Weise durch seine Beamten eine obligatorische Verpflichtung 
für ihn begründet worden ist, versteht es sich zwar einer Seils 
von selbst, dass da, wo das Ohject der Obligation durch reinen 
Zufall (vis major) zu Grunde geht, oder durch unabwendbare 
Gewalt dritter Personen abhanden kömmt 2 ), der Staat oder die 
Gerichtsherrschaft nicht zu haften braucht; dagegen wird er 
anderer Seits durch rechtswidrige Handlungen und Unterlassungen 
seiner Beamten nicht von der einmal begründeten Verpflichtung 
zur Restitution befreit werden können, sondern so lange als haft- 
bar betrachtet werden müssen , bis er seiner Seits nachgewiesen 
hat , dass der Verlust der deponirten Objecte auf casus oder vis 
major beruhe. Seine durch gesetzmässigc Hingabe an die ihn 



1) Diese gesetzliche Verpflichtung kann entweder eine absolute sein, 
wie z. B. bei Pupillengeldern, oder sie muss stattfinden, wenn eine ge- 
wisse rechtliche Wirkung, wie Erlöschung der Obligatio, erreicht werden soll. 

2) Insbesondere wird auch gewaltsamer Einbruch hierher gerechnet 
werden müssen, wenn alles, der Natur der Sache nach, oder nach gesetz- 
licher Bestimmung, zur Verwahrung der Depositen Erforderliche ge- 
schehen war. 

40* 
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repräsentirenden Beamten begründete Verpflichtung ist und bleibt 
eine primäre und keine subsidiäre. Der Staat kann da- 
her auch den Berechtigten nicht zunächst an den schuldigen Ber 
amten verweisen, sondern es bleibt ihm lediglich überlassen, sei- 
nen Regress gegen den letztern zu nehmen; ebenso, wie das- 
selbe umgekehrt auch dann der Fall sein würde, wenn der Staat 
als der bei einem obligatorischen Verhältniss berechtigte Theil, 
die Leistung des Verpflichteten durch seine Beamten in Empfang 
genommen hat, ihm aber durch Schuld derselben dasjenige ent- 
ging oder entzogen wurde, was er zu fordern berechtigt war, 
wofür sich, wenn man will, als positivrechtlicher Beleg auch die 
bekannte Bestimmung des römischen Rechts über die Beweiskraft 
der apochae publicae benutzen lässt ')• Als selbstverständliche 
Limitationen der Haftpflicht des Staats beim gerichtlichen Deposi- 
tum sind aber zu betrachten : 

1. Sie tritt nur in den Fällen gesetzlich nothwendiger oder 
gesetzlich erlaubter Deposition ein. Darüber hinaus- 
gehende Fälle sind nur als Privatdepositionen bei dem be- 
treffenden Beamten zu behandeln 2 ).. 

2. Die Verpflichtung beginnt erst mit Vollzug des amtlichen 
Depositionsactes, tritt aber hiermit ohne Weiteres und nicht 
erst mit Ausstellung des Depositionsscheines ein. Hat da- 
gegen Jemand die gerichtlich zu deponirenden Gegenstände 
schon vorher dem Beamten, im Vertrauen auf dessen Per- 
sönlichkeit, übergeben, so haftet der Staat noch nicht. 



1) L. 4. Cod. X. 22 (de apoch. publ.) Correspondirend ist die in 
neueren Gesetzen vorkommende Bestimmung, wonach der Staat in gesetz- 
licher Form ausgestellte Urkunden gegen sich gelten lassen muss und nur 
seinen Kegress gegen den schuldigen Beamten nehmen kann, wenn auch 
erweislich nichts in die betreuende Casse geflossen ist. AI e i n i n g. Grund- 
gesetz v. 1829. § 44. Sondershäus. Verf.-Urk. v. 1841. §63 (in die 
spatern Verf.-Urkunden nicht übergegangen). 

2) Insoweit kann man die in der M ü n c h n e r Entscheidung (in S e u f- 
fert's Archiv Bd. II. Nr. 159), die übrigens noch ganz unrichtig aus dem 
Mandätsverhältniss argumentirt, vorkommende Bedingung, es müsse eine 
justa causa deponendi vorgelegen haben, gelten lassen, nicht aber die Be- 
schränkung auf die Fälle, „in welchen die Civilgesetze die N o t h w e n d i g - 
k e i t der gerichtlichen Deponirung verordnen." 
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3. Die Verbindlichkeit erlischt mit dem Augenblick der amtlichen 
Rückgabe. Lässt dann der Deponent die Sache noch länger 
in den Händen des Beamten , so kann er sich blos an die- 
sen halten. 
Mit diesen Limitationen nehmen wir also eine unbedingte 
und primäre Haftungspflicht des Staats für gerichtliche Depositen 
an und statuiren dieselbe auch im öffentlichen Interesse an der 
Erhaltung der Einrichtung selbst, die nur unter Voraussetzung 
solcher Haftpflicht des Staats einen vernünftigen Sinn hat und die 
ihr zukommende Bedeutung in Anspruch nehmen kann l ). Es 
wäre der offenbarste Widerspruch mit dem ganzen Zwecke der 
öffentlichen Deposition und die in den Civilgesetzen verordnete 
absolute oder relative Verpflichtung dazu würde jeder Rechtferti- 
gung entbehren , wenn der Staat nicht zugleich für jede Culpa 
seiner Beamten mit seinem Vermögen Sicherheit gewährte. Auch 
kann man noch, nicht als unmittelbar entscheidende Analogie, aber 
doch vergleichsweise, geltend machen, dass selbst das die Rechts- 
verhältnisse der Einzelnen zu einander normirende Privat- 
recht Fälle solcher unbedingten Haftpflicht für Handlungen Anderer 
in Betreff der obliegenden Restitutionspflicht von Sachen kennt, 
bei welchen auch das allgemeine Interesse, das Interesse des 
Publicums überhaupt, als ratio juris zu Grunde liegt 2 ). 



1) „Zumal", wie Pfeiffer, prakt. Ausführ. Bd. II. S. 366 mit Recht 
bemerkt, „die Staatsgewalt alle Mittel in Händen hat, um sich gegen Ver- 
untreuungen oder Vernachlässigungen der Gerichte bei der Depositenver- 
waltung sicher zu stellen, dahingegen von den betheiligten Privatpersonen 
und ohne ihnen irgend ein solches Mittel, ausser der Beobachtung der ge- 
setzlich vorgeschriebenen Form, übrig zu lassen, Vertrauen in die durch 
die Gerichte dargebotene öffentliche Sicherheit fordert." 

2) Wir denken hier, wie sehr nahe liegt, an das Receptum der 
Schiffer und Gastwirthe. „Maxima utilitas est hujus Edicti", sagt Ulpianus 
in L. 1 § 1. Dig. IV. 9 (Na uta e caupones etc.) „quia necesse est plerum- 
que eorum fidem sequi et res custodia« eorum committere." Und ferner in 
L. 3 § 1 eod. : „Ad hoc Edicto omnimodo, qui reeepit tenetur, etiamsi sine 
culpa ejus res periit, vel dammim datum est, nisi si quid damno fatali con- 
tingit. Inde Labeo scribtt, si quid naufragio aut per vim piratarum perie- 
rit, non esse iniquum, exceptionem ei dari. Item erit dicendum et si ilt 
stabulo aut in caupona vis major contigerit." 
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Uebrigens hat sich in Betreff der gerichtlichen Depositen 
schon der ältere Gerichtsgebrauch für eine Haftpflicht der Lan- 
des- und Gerichtsherrschaft ausgesprochen J ) und die neuere 
Praxis lässt sich durch eine Mehrzahl bestätigender Erkenntnisse 
oberster Gerichtshöfe belegen 2 ). Auch lässt sich gerade für die- 
sen Fall noch am Meisten eine ausdrückliche Bestätigung der 
Haftpflicht des Fiscus aus älteren und neueren particularrechtlichen 
Verordnungen entnehmen. (S. den folg. Abschnitt V. Gesetzliche 
Bestimmungen über die Haftpflicht des Staats.) 

Wenden wir uns jetzt 

ad II. zu derjenigen Classe von Fällen, wo es sich um Gel- 
tendmachung der obrigkeitlichen Zwangsgewalt gegen den 
Unterthan als solchen handelte, so kann es keinem Zweifel unter- 
liegen, dass hier die privatrechtlichen Gesichtspunkte der Verant- 
wortlichkeit des Mandans für die Handlungen seines Mandatars 
und des Geschäftsherrn für seine Institoren durchaus cessiren 
müssen, weil damit die rechtliche Stellung ganz verkannt werden 
würde, in welcher die Staatsgewalt zu den Beamten und zu den 
Unterthanen steht und von einem auf Willkür der letzteren be- 
ruhenden Eintreten in die in Frage kommenden Beziehungen zu 
den Organen der Staatsgewalt gar keine Rede sein kann 3 ). Das 
ganze Verhältniss des Staats zu seinen Beamten und der Beamten 



1) Vgl. Pfeif fei, prakt, Ausführungen. Bd. II. S. 366. 373. 

2) Bemerkenswert!] ist insbes. das in S e u ff ert's Archiv Bd. VII. 
Kr. 321 extrahirte Erkenntniss des Oberhofgerichts zu Mannheim, wo 
die Haftpflicht des Staats in Betreu" der von gerichtlicher Beschlag- 
nahme betroffenen Sachen in einem Falle angenommen wurde, wo es sich 
um einen Diebstahl handelte. Der Dieb hatte die Gefängnisszelle aufge- 
brochen, war in das unverschlossene Amtszimmer gegangen, 
hatte dort den in einer Schublade verwahrten Schlüssel zur Depositenkiste 
unter Erbrechung der Schublade herausgenommen und damit die 
Depositenkiste geöffnet. Das Gericht nahm an, dass hier eine Vernach- 
lässigung derjenigen Vorsicht und Sorgfalt, welche von einem guten Haus- 
vater gefordert werden kann , Seitens der den Staat vertretenden Behörde 
allerdings stattgefunden habe. — S. auch das Dresdener Erkenntniss 
das. Bd. V. Nr. 135. 

3) Vgl. Pfeiffer, prakt. Ausführungen Bd. II. S. 369 und die sehr 
zutreffende Deduction in dem bei H. Simon preuss. Staatsr. Th. I. S. 320 
mitgetheilten Erkenntniss des Obertribunals zu Berlin. 
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zu den Staatsbürgern gehört dem öffentlichen Rechte an. Die 
Amtsgewalt ist Ausfluss der höchsten Gewalt im Staate und die 
Subjection des Unterthans notwendige Folge der staatlichen Ord- 
nung. Der Unterthan kann es nicht vermeiden, sich mit dem Be- 
amten oder den eingesetzten Behörden einzulassen und es ist ein 
aus dem Wesen der Staatsordnung selbst entspringender Grund- 
satz, dass sich der Unterthan den Verfügungen und Befehlen der 
Staatsbehörden zu fügen habe, ohne die Befolgung, Duldung und 
Gehorsam von seinem individuellen Urtheil über Rechtmässigkeit, 
Zweckmässigkeit oder Nothwendigkeit derselben abhängig machen 
zu dürfen; und wenn man auch zugeben kann und muss, dass 
die Pflicht des bürgerlichen Gehorsams ihre rechtlichen Grenzen 
hat, dass der Ungehorsam gegen offenbar rechtswidrige Befehle 
kein Verbrechen und auch der gewaltsame Widerstand gegen 
zwangsweise Ausführung derselben innerhalb der Grenzen einer 
rechten Nothwehr als straflos zu betrachten ist 1 ), so wird man 
doch einer Seits zu berücksichtigen haben , dass factisch jeder 
Widerstand ausgeschlossen sein konnte, und anderer Seits, dass 
man den Unterthan, ohne die grösste Ungerechtigkeit, nicht da- 
runter leiden lassen darf, wenn er sich der Gewalt gefügt, die 
durch Gebrauch zuständiger Rechtsmittel nicht in der Ausführung 
zu hemmen war, und keinen Widerstand dagegen versucht hat 2 ). 



1) Vgl. des Verf. Ausführungen über Strafbarkeit des Ungehorsams und 
der Widersetzlichkeit gegen die Obrigkeit im Archiv des Criminalrechts. 
Jahrg. 1843. S. 344 f. im Gerichtssaal. 1857. Bd. I. S. 421 f. und vom 
allgemeinem Standpunkte aus im Staatslexikon Bd. VI. S. 209 f. 

2) Treffend sagt z. B. auch D a h 1 m a n n , die Politik Bd. I. Gott. 1835. 
S. 253: „Aber der Staat sehe auch wohl zu, wie er sich selber schütze vor 
dem Beamten, dessen Untreue oder Nachlässigkeit in anvertrauten Geldern, 
Hypotheken und vielen besondern Fällen entweder durch den 
Staat gutgemacht werden muss, oder wenn der Staat 
diese Verbindlichkeit von sich abwälzt und allein 
oder doch zunächst den Schuldigen vorschiebt, die 

wohlthätigsten Staatsanstalten in einen Zuwachs von Lasten verwan- 
delt." Dahlmann scheint allerdings vorzüglich Fälle, wie die Veruntreuung 
gerichtlicher Depositen und die ad III. zu behandelnden, im Auge zu haben. 
Der Ausspruch passt aber theilweise auch auf Fälle des Missbrauchs der 
Amtsgewalt. 
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Wo die Beamten als Organe des Staats handeln und von der ihnen 
übertragenen Amtsgewalt für staatliche Zwecke Gebrauch machen, 
müssen ihre Handlungen rechtlich als Handlungen des Staats be- 
trachtet werden, und wenn man dies da zugibt, wo es sich um 
die s. g. garantie des fonctionairs publics zum Schutze in ihrem 
amtlichen Berufe handelt, so wird man es auch da anerkennen 
müssen, wo der Schutz der Unterthanen gegen widerrechtliche 
Verletzungen durch Beamte bei Ausübung ihrer Amtsgewalt in 
Frage ist. Auf diese Weise wird die Haftpflicht des Staats für 
Schadenszufügung seiner Beamten eine streng rechtliche, auf 
staatsrechtlicher Basis beruhende Forderung x ) , und es ist eine 
völlige Verkennung des Wesens der Staatsordnung, die kein blos 
sittliches, sondern wirkliches Rechtsverhältniss ist, wenn man, wie 
oben S. 614 f. bereits gerügt wurde, von blos moralischen Pflich- 
ten der Staatsgewalt hat reden wollen. 

Dass der Staat nicht für alle durch Vergehen seiner Beam- 
ten Einzelnen zugefügten Nachtheile mit seinem Vermögen aufzu- 
kommen hat, versteht sich von selbst. Auch diese Haftpflicht hat 
ihre rechtlichen Grenzen. Sie tritt im Allgemeinen nur da ein, 
wo sie auf das staatsrechtliche Princip, welches ihre Basis bildet, 
zurückgeführt werden kann. Die Consequenzen , welche wir aus 
den an die Spitze der dogmatischen Entwickelung gestellten 
allgemeinen Sätzen abgeleitet haben, namentlich unter Nr. 2 
und 3, ergeben diejenige Begrenzung der Haftpflicht des Staats, 
welche jedenfalls hier anerkannt und festgehalten werden muss. 
Vgl. S. 615 f. 

1) Was v. Mo hl, Präventiv-Justiz, 2. Aufl. S. 556 gegen die Haft- 
pflicht des Staats geltend macht, scheint uns in keiner Weise zutreffend zu 
sein. Mit dem Grunde, dass eine gesetzwidrige Ausübung der Amtsgewalt 
dem Staate nicht zur Last fallen könne, weil sie gegen seinen Auftrag und 
Willen geschehe, kann sich nur die privatrechtliche Mandatstheorie decken 
und es würde damit auch die ganz zweifellose Haftpflicht des Staats auf 
völkerrechtlichem Gebiete gestrichen weiden. Der auch benutzte 
Satz „Casum sentit dominus" passt nicht, wo ein rechtlicher Grund für die 
Schadloshaltung des Beschädigten sich geltend machen lässt, und dass durch 
Anerkennung einer Haftpflicht des Staats ein Unrecht gegen die Steuer- 
pflichtigen begangen werde, können wir nicht als einen Rechtsgrund gel- 
ten lassen. 
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Insofern aber auch hier die Frage entsteht, ob der Staat in 
den überhaupt zur Annahme einer Haftpflicht geeigneten Fällen 
dieser Art unbedingt für den durch Missbrauch obrigkeitlicher 
Zwangsgewalt verursachten Schaden zu haften habe, oder erst 
dann als haftpflichtig eintrete, wenn der Verletzte von dem schul- 
digen Beamten seine Befriedigung nicht erlangen kann, so müssen 
wir uns für die letztere Alternative erklären. Die Sache liegt 
hier nämlich in der That anders, als in den ad I. behandelten 
Fällen. In letztern handelt es sich um eine durch einen bestimm- 
ten Bechtsact begründete obligatorische Verpflichtung der mora- 
lischen Person des Staats selbst. Der Staat ist hier in Wahrheit 
Selbstschuldner und kann sich, wie wir annehmen mussten, 
durch die rechtswidrige .Handlungsweise seiner Beamten nicht von 
der ihm obliegenden Obligatio befreien. Bei Schadensstiftung 
durch Missbrauch der obrigkeitlichen Zwangsgewalt, resp. pflicht- 
widrige Nichtausübung des Amtes dagegen soll erst durch die 
Handlung oder Unterlassung des Beamten eine Verpflichtung für 
den Staat begründet werden. Diese Verpflichtung hat offenbar, 
nach ihrer staatsrechtlichen Basis, nur die Natur einer Bürg- 
schaft, Garantieleistung oder Gewähr dafür, dass der Unter- 
than nicht durch das Prinzip der Staatsordnung selbst benachtei- 
ligt werde. Hieraus lässt sich aber rechtlich nur eine subsi- 
diäre Haftpflicht des Staats ableiten *) und es gehört mithin zur 



1) Für eine d irecte Verpflichtung hat sich, selbst in dem dabei spe- 
ciell ins Auge gefassten Falle pflichtwidriger Nichtabwendung einer Scha- 
denszufügung dritter Personen, Heffter und, wie er erwähnt, ein Gut- 
achten der Berliner Juris tenfacul tat von 1848 ausgesprochen. Archiv des 
Criminalrechts. 1851. S. 457 f. Die Gründe sind: a) die Klage gegen 
die pflichtwidrig handelnden Sicherheitsbeamten beruhe nicht auf einer 
Pflicht, die Handlungen der Tumultuanten zu vertreten; sie hafteten viel- 
mehr nur für dasjenige, was durch pflichtmassigen Gebrauch ihrer Amts- 
befugnisse hgtte vermieden und gerettet werden können, b) Auch der Staat 
hafte nicht als Gewährsmann oder Bürge für die Hand- 
lungen oder Unterlassungen seiner Diener, sondern weil er seine 
Verbindlichkeiten in Betreff der individuellen Wohlfahrt seiner Angehörigen, 
mittelst der dazu bestimmten Organe nicht erfüllt habe. Es sei dies ein 
völlig selbstständiger Rechtsgrund einer Klage, diese selbst also ohne Wei- 
teres zulässig, wie die Klage gegen den exercitor, caupo u. s. w. c) Die 
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Begründung der Klage auf Schadloshaltung gegen den Staat oder 
Fiscus, dass der Verletzte von dem Beamten, in dessen Handlung 
oder Unterlassung der Schaden seinen Grund hat, keinen Ersatz 
erlangen könne. Ausnahmsweise lassen sich aber auch hier Fälle 
denken, wo der Staat als Selbstschuldner haften muss und die 
Klage direct gegen ihn gerichtet werden kann. Ganz zweifellos 
wird dies da eintreten , wo es sich um eine Klage auf Heraus- 
gabe des id, quod ad eum pervenit handelt, oder wenn bei einer 
condictio indebiti, in Beireff zu viel erhobener öffentlicher Ab- 
gaben, der Staat selbst als der Empfänger betrachtet werden muss. 
Ad III. In diese Classe gehören alle Fälle, wo bei Aus- 
übung der s. g. jurisdictio voluntaria der Einzelne durch Versehen 
oder rechtswidrige Handlungen des betreffenden Beamten in Scha- 
den gekommen ist. Auch hier tritt der Unterthan als solcher, 
nicht als freier Paciscent, der. Obrigkeit gegenüber und ist ebenso 
berechtigt als verpflichtet, der von Staatswegen den Beamten bei- 
gelegten publica fides zu vertrauen. Der ganze Zweck der in 
dieser Hinsicht bestehenden öffentlichen Einrichtungen, wie sie 
namentlich in Betreff der staatlichen Obervormundschaft, der 
Confirmation und Beurkundung von Rechtsgeschäften und insbe- 
sondere auch des öffentlichen Pfand- und Hypothekenwesens her- 
vortreten, ist, durch die obrigkeitliche Concurrenz Rechte zu 
sichern und Schaden von den dabei Betheiligten, oder die Vereitelung 
rechtlich begründeter Erwartungen abzuwenden. Demnach würde 
es ein Widerspruch mit dem staatsrechtlichen Zwecke der Ein- 
richtung sein, wenn da, wo der Schade oder Nachtheil in unter- 
lassener Pflichterfüllung Seitens der dazu berufenen öffentlichen Be- 
amten, oder in Formfehlern bei den von ihnen vorgenommenen 



actio üubaiiiaria adversus magistratus in Vormundschaftssachen könne wegen 
ihrer besondern Natur nicht als Analogie dienen. Wir können aber das 
eigentlich allein entscheidende (das zweite) Argument nicht als richtig be- 
trachten. Heffter hat den wahren Grund der Verpflichtung des Staats 
nicht untersucht. Von Nichterfüllung einer Pflicht des Staats selbst kann 
in diesen Fällen in der That keine Rede sein. Seine Pflicht hat er 
durch Bestellung der erforderlichen Beamten und Ausrüstung mit den er- 
forderlichen Machtmitteln erfüllt, und das Heffter'sche Argument führt 
notbwendig wieder zur Annahme der unhaltbaren Culpatheorie. 



Ueber die Haft ungs Verbindlichkeit des Staats etc. 635 

Acten, seinen Grund bat, der Staat nicht als Garant für seine 
Beamten einzutreten hätte und in subsidium zur Schadloshaltung 
des Verletzten verpflichtet wäre. Wir sagen »n subsidium: denn 
auch hier lässt sich die Rechtspflicht des Staats nur aus dem 
Gesichtspunkt der Bürgschafts- oder Garantieleistung begründen. 
Beispielsweise heben wir hervor, 1) wenn der obervormund- 
schaft liehe Beamte ohne gehörige causae cognitio Veräusse- 
rungs- oder Zahlungsdecrete erlassen, oder seine Pflichten in Be- 
treff der Ueberwachung des bestellten Vormundes nicht erfüllt 
hat, mag auch dabei wegen der gemeinrechtlich nur subsidiären 
Haftung des Obervormundes x ) der Staat erst in dritter Linie in 
die Haftpflicht eintreten ■;• 2) wenn der betreffende Beamte gehörig 
angemeldete Hypotheken in das öffentliche Pfandbuch einzutragen 
unterlassen hat und der Gläubiger desshalb bei ausgebrochenem 
Concurs des Schuldhers nicht zur Befriedigung gelangt, oder z. B. 
der Käufer der Sache als einer pfandfreien, in Folge jener 
Unterlassung, in Schaden gekommen ist 2 ); 3) wenn wegen der 
formell mangelhaften Beurkundung eines Rechtsgeschäfts, z. B. 
der fehlerhaften Errichtung eines Testaments in Betreff der 
äussern Form, der darauf zu gründende Rechtsanspruch ver- 
eitelt worden ist 3 ). 



Nach dieser Entwickelung der allgemeinen Grundsätze und 
Classification der theilweise verschieden zu beurtheilenden Fälle, 
müssen wir noch einige besondere, in der Lehre von der Haft- 
pflicht des Staats in Betracht kommende, Fragen ins Auge fassen. 
Dazu gehört 

A. die Frage, ob sich diese Haftpflicht des Staats 



1) Vgl. Puchta, Pandekten § 357. 

2) Vgl. über einen Fall dieser Art das Urtheil des Oberapp.-Gerichts zu 
Jena in Seuffert's Archiv Bd. V. Nr. 174. 

3) Für innere Fehler der getroffenen Verfügungen selbst, Ungültigkeit 
des Testaments wegen Prätention der Notherben u. s. w. hat der Beamte 
keinen Falls und mithin auch der Staat nicht in subsidium einzustehen. — 
In Betreff der Testamentsform bei gerichtlichen Testamenten vgl. z. B. die 
bestimmten Vorschriften des Allgem. Landr. f. d. Preuss. Staaten; Th. I. 
Tit. 12 § 66. 72. 82. 83. 103. 105. 115—122 u. § 139. 
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auf alle s. g. öffentlichen Functionäre beziehen 
lasse? 

Sie ist im Allgemeinen dahin zu beantworten, dass der Staat 
jedenfalls nur für diejenigen haftbar gemacht werden kann, welche 
als wirkliche Staatsdiener betrachtet werden müssen. Diejeni- 
gen also , auf deren Functionen der Begriff des Staatsdienstes 
keine Anwendung findet ') , mögen sie auch zur Ausübung der- 
selben einer öffentlichen Autorisation , Concession oder licentia 
praxeos bedürfen, wie insbesondere Advokaten, Anwälte, 
Aerzte, können durch ihre, dem Einzelnen, dem sie ihre Dienste 
widmen, nachtheiligen Handlungen oder Unterlassungen den Staat 
weder direct, noch subsidiär zur Schadloshaltung verpflichten. 
Zweifelhaft könnte die Frage in Betreff der Notare erscheinen, 
insofern die Gesetze den, in vorschriftsmässiger Form errichteten, 
Acten derselben eine gleiche beweiskräftige Wirkung beilegen, 
wie wenn sie von einer richterlichen Behörde ausgegangen 
wären 2 ). Allein dadurch werden sie doch noch nicht zu wirk- 
lichen Staatsdienern, wie auch die ganze historische Auffassung 
des Notariats der Gleichstellung derselben mit den Beamten des 
Staats entgegensteht. 

Ob der Staat in Betreff solcher von ihm concessionirter oder 
patentirter Diener des Publikums, wie man sie wohl genannt 
hat, wegen der bei Ausübung ihrer Functionen begangenen Ver- 
letzungen nicht wenigstens dann subsidiär haften müsse, wenn 
ihm ein bei der Ernennung und Bestätigung zur Last fallendes 
Verschulden — Culpa in eligendo — nachgewiesen werden kann, 
was dann consequenter Weise auf alle vom Staate concessionirte 
Gewerbtreibende ausgedehnt werden müsste, lässt sich allerdings 
als Frage aufwerfen, und möchte man geneigt sein, sie mit Pfeif- 
fer 3 ) zu bejahen. Allein offenbar ist dieses nur in Folge davon 



1) Vgl. darüber Deutsch. Staats- n. Bundesr. Tb. II. § 132. 

2) So haben, was die neueren Gesetze betrifft, z. B. nach der Hannov. 
Notariats-Ordn. von 1853 die Notare das Recht verliehen erhalten, Hand- 
lungen der jurisdictio voluntaria, wohin auch die Testamentserrichtung ge- 
hört, in gleichem Umfange und mit gleicher Wirkung wie die Gerichte 
zu üben. 

3) Practische Ausführungen Bd. II. S. 362 f: 
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geschehen, dass sich auch Pfeiffer von der älteren unrichtigen 
Mandats- und Culpatheorie nicht ganz losmachen konnte. Der 
Staat selbst kann, wie wir festhalten müssen, nicht in culpa sein. 
Er haftet nach unserer Ausführung für seine Beamten nur da, 
wo er in Betreff des fraglichen Rechtsverhältnisses selbst Sub- 
ject der Obligatio ist, oder als Garant der als seine Organe 
handelnden, ihn vertretenden Beamten für die schadenstiftenden 
Handlungen derselben subsidiär einstehen muss. Weder der eine, 
noch der andere Gesichtspunkt trifft hier zu. Der Staat nimmt 
an den Functionen der genannten Personen keinen Theil, sie han- 
deln vielmehr selbstständig in eigenem Namen und den Einzelnen 
steht frei, sich der Mitwirkung derselben für ihre Privatzwecke 
zu bedienen und denjenigen der concessionirten Functionäre aus- 
zuwählen, welchem sie ihr Vertrauen schenken wollen ')• 

Eine andere wichtige Nebenfrage ist 
B. ob in Betreff der Haftpflicht des Staats zwischen 
richterlichen und Verwaltungs-Beamten ein Unter- 
schied gemacht werden müsse? 

In der älteren und ältesten Doctrin finden wir keinen Beleg 
für eine solche Unterscheidung 2 ) und man konnte auch um so 
weniger darauf verfallen, als der frühern Organisation der öffent- 
lichen Aemter die Trennung von Justiz und Verwaltung fremd 
war. Erst in der neuern Theorie, deren Aufstellung mit der 
Durchführung jener Trennung in den Einrichtungen der deutschen 
Staaten ziemlich gleichzeitig ist, tritt die Lehre vom Unterschied 
der Richter und Verwaltungsbeamten in Betreff der Haftpflicht des 
Staats hervor und besonders hat Pfeiffer, den wir gewisser- 
maassen als den Vater der neuern, von der staatsrechtlichen 
Basis aus argumentirenden, Theorie betrachten können, mit grosser 
Entschiedenheit den volligen Ausschluss der Haftpflicht des Staats 
für Acte der richterlichen Gewalt zu den „notwendigen Ein- 



1) Pfeiffer a. a. 0. S. 363 macht diese Gründe auch geltend, aber 
nur für die blos subsidiäre Haftpflicht. Vgl. Deutsches Staats- u. Bundes- 
recht. Th. II. § 140. Note 5. 

2) liei den italienischen Juristen, den Postglossatoren, ist nur vom 
Judex , qui uegligit justitiam facere , die Kede. Vgl. oben den zweiten, 
dogmengeschiclitlichen, Abschnitt. 
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schränkungen" dieser Haftpflicht gerechnet *). Doch hat schon 
Pfeiffer und es haben auch Diejenigen, welche ihm hier in theore- 
tischen Ausführungen 2 ) und gerichtlichen Erkenntnissen gefolgt 
sind, ausdrücklich anerkannt, dass es nicht darauf ankommen 
könne , ob ein richterlicher oder ein nichtrichterlicher Beamte 
durch Missbrauch seiner Amtsgewalt den Einzelnen verletzt habe, 
sondern nur darauf, ob der fragliche Act zu den rein richter- 
lichen Functionen gehöre, oder seiner Natur nach als ein den 
Gerichten mit übertragener Act der Administration betrachtet 
werden müsse, wodurch denn freilich für eine Mehrzahl von Fäl- 
len und zwar gerade solche, welche practisch am Meisten in 
Frage gekommen sind, der Controverse die Spitze abgebrochen 
wird, wie z. B. bei den Handlungen der s. g. jurisdictio volun- 
taria, oder beim depositum judiciale und den Fällen, welche wir 
oben ad III. hervorgehoben haben. Doch bleiben immer noch 
Fälle genug übrig, wo die Frage auch practisch wird und bei 
welchen, was schon hier bemerkt werden mag, auch neuere Ge- 
setze eine wenigstens subsidiäre Haftpflicht des Staats anerken- 
nen; wir meinen die, in die individuelle Rechtssphäre oder die 
persönliche Freiheit tief einschneidenden Acte der richterlichen 
Criminalgewalt, wie namentlich z. B. die Fälle widerrechtlicher 
Verhaftung. 

Wir können nicht bergen, dass wir erhebliche Zweifel 
gegen die Richtigkeit dieser prinzipmässigen Ausscheidung der 
Acte der richterlichen Gewalt von dem Gebiete der Haftpflicht 
des Staats hegen 8 ). Der Hauptgrund , den man dafür geltend 



1) Pract. Ausführungen Bd. II. S. 363 f. 

2) Wie z. B. Zöpfl, Staatsrecht § 520. 

3) Das Deutsche Staats- u. Bundesrecht, Th. II. § 140. S. 57 scheint 
sich noch der gewöhnlichen Lehre anzuschliessen , beschränkt aber, wohl 
zu merken, die „Ausnahme" von dem aufgestellten allgemeinen Rechtssatz 
auf Entscheidungen der Richter als solcher in streitigen Rechts- 
sachen." Dies kann und mag auch auf interlocutorische und definitive 
Straferkenntnisse bezogen werden, nicht aber auf alle Acte des 
Criminalrichters und auf die Acte der richterlichen Executionsgewalt über- 
haupt. Letztere, sogar die der Civilrichter, will auch Pfeiffer 
a. a. 0. S. 367 u. 372 von der Haftpflicht nicht ausnehmen, weil es eigent- 
lich blos Sache der Staatsgewalt sei, die von ihren Gerichten ausgesproche- 



Ueber die Haftungsverbindlichkeit des Staats etc. (J39 

gemacht hat, ist die verfassungsmässig garantirte Selbststän- 
digkeit und Unabhängigkeit des Richteramts. Allein 
auch die Gerichte sind die Organe der Staatsgewalt in ihrer Sphäre ; 
das Richteramt ist wie jeder andere Staatsdienst ein übertrage, 
ner Beslandtheil der Staatsgewalt auf die dazu berufenen Sub- 
jecte, und es ist, in der Monarchie namentlich, das Staatsober- 
haupt auch als die Quelle der richterlichen Gewalt zu be- 
trachten. Die vulgäre Lehre von der Trennung der Gewalten, 
insofern man dabei an verschiedene ursprünglich berech- 
tigte Subjecte denkt, verletzt den Grundsatz der Einheit und 
Uniheilbarkeit der Staatsgewalt und demgemäss auch das monar- 
chische Prinzip, und die verfassungsmässig sanctionirte Unabhängig- 
keit und Selbstständigkeit der Justiz schliesst nur allen persön- 
lichen Einfluss des Regenten und aller Regierungsorgane in die 
Rechtspflege in formeller und materieller Hinsicht aus. Wenn 
man nun wegen dieser richterlichen Unabhängigkeit die Schluss- 
folgerung zieht ] ) 5 dass es desshalb einer Entschädigungsklage 
gegen den Staat wegen einer durch richteramlliche Handlungen 
zugefügten widerrechtlichen Verletzung an dem subjectiven 
Erfordernisse einer solchen, nämlich einer auf das Staatsober- 



nen Erkenntnisse zu vollstrecken, wozu daher die Gerichte, neben ihrer 
eigenthümlichen Function des Rechtsprechens, für besonders (?) committirt 
zu halten seien. Dagegen sind, nach Pfeiffer, offenbar alle Acte des 
Untersuchungsrichters, auch Verhärtungen, Beschlagnahmen und andere 
Zwangsübungen, unter der Ausnahme begriffe». Nur die Handlungen des 
bei den Gerichten angestellten Hülfspersonals sollen wieder von der 
Haftpflicht nicht ausgenommen sein und gerade auf einen solchen Fall 
bezieht sich das von Pfeiffer a. a. 0. S. 381 f. mitgetheilte Erkennt- 
niss des Oberapp. -Gerichts zu t'assel (widerrechtliche Gewaltübung eines 
Gerichtsdieners zur Erpressung des Geständnisses des Inquisiten, woran 
aber auch der Justizbeamte selbst betheiligt war). 

1) Pfeiffer a.a.O. S. 364. Ueber die Frage, inwieweit die Grund- 
sätze über die eigene Haftpflicht der Beamten auf die von Richtern in strei- 
tigen Rechtssachen gesprochenen Urtheile anwendbar seien , ist auch viel- 
fach gestritten. Abweichende Entscheidungen aus der preuss. Praxis s. bei 
H. Simon, preuss. Staatsr. Th. I. S. 319. Vgl. auch die Abhandlung von 
Schwarze über die Verpflichtung des Richters zum. Ersätze des durch 
Verletzung seiner Amtspflicht entstandenen Schadens in der Sachs. Zeitschr. 
für Rechtspfl. u. Verwalt. N. F. Bd. XI. XII. XVIII. 
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haupt oder seine unmittelbare (soll wohl heissen, nach seinem 
individuellen Willen sich bestimmende) Organe zurückzuführenden 
Verletzung fehle, — so verfällt man damit offenbar wieder in 
den Fehler der älteren Theorie , welche eine persönliche Ver- 
schuldung des Inhabers der Staatsgewalt oder eine Culpa des 
Staats zur allgemeinen Bedingung der Haftpflicht erhob, damit 
aber, obgezeigter Maassen, eigentlich jede Haftpflicht auch bei 
Acten administrativer Natur ausschloss. Hält man dagegen das 
staatsrechtliche Prinzip einer noth wendigen Garantie des Staats 
für die Acte seiner mit öffentlicher Gewalt betrauten Organe fest, 
so gehört freilich stets ein ob- und subjectives damnum in- 
juria datum dieser Organe selbst zur Begründung einer Ent- 
schädigungsklage gegen den Staat (weil es ausserdem an einer 
widerrechtlichen Verletzung fehlen würde), niemals aber die 
zu einer juristischen Verantwortlichkeit des Staats auch gar nicht 
nothwendige eigene Culpa desselben oder seines Oberhauptes. 

Es versteht sich natürlich ganz von selbst, dass die un- 
richtige Beurtheilung einer Rechtssache an sich, auch wenn 
die Sentenz des Richters in höherer Instanz (als sententia iniqua) 
reformirt wird, so wenig gegen den Richter, als subsidiär gegen 
den Staat, eine Entschädigungsklage begründen kann. Auch wird 
derselben nothwendig durch die Bedeutung der res judicata, welche 
jus facit inier partes und die weitere Anfechtung ausschliesst, eine 
Grenze gesteckt, die in dieser Art bei Acten der Administration 
nicht hervortritt. Wenn aber das Verfahren oder die Entschei- 
dung des Richters als nichtig cassirt wird, oder sich bei vor- 
liegender res judicata herausstellt, dass der judex, nach römischer 
Bezeichnung, litem suam fecit" *), also die gemeinrechtlichen Be- 
dingungen der , auch in den Reichsgesetzen 2 ) so genannten, 

1) pr. Inst. IV. 5 (de obl. quasi ex del.) L. 15. 16. Dig. V. t (de judic.) 
L. 6. Dig. L. 13 (de extraord. cogn.) L. 7. Cod. VII. 49 (de poen. jud.) 
Ah Beispiel Iässt sich auch der Fall betrachten, wenn das Urtheil eines 
Collegiums auf einem unrichtigen factischen Vortrage des Referenten be- 
ruhte. Vgl. II. Simon preuss. Staatsr. Th. I. S. 319. 

2) Beichsabsch. v. 1532. Tit. 3. § 17. Kamm. - Ger. - Ordn. v. 1555.. 
Th. III. Tit. 53. § 6. 10. Diese Stellen handeln von der mit der Syndi- 
katsklage concurrirenden Beichsrevisions-Instanz gegen widerrechtliche Ur- 
theile der Kammerrichter und Assessoren. 



Ueber die Haftungsverbindlichkeit des Staats etc. 641 

Syndikatsklage vorliegen, so wird, unter der Voraussetzung, 
dass durch das Vergehen des Richters den Betheiligten ein ir- 
reparabler Schade zugefügt worden ist, dessen Ersatz von jenem 
nicht erlangt werden kann, wenn man überhaupt das Prinzip der 
Verpflichtung des Staats zur Schadloshaltung auf der staatsrecht- 
lichen Grundlage der nothwendigen Garantieleistung anerkennt, 
ein Rechtsgrund gegen dieselbe sich nicht geltend machen lassen. 
Dass die Klage gegen den Staat nicht stattfinden kann, wenn der 
Betheiligte den drohenden Nachtheil durch Gebrauch der zustän- 
digen Rechtsmittel hätte abwenden können, also, falls er dies 
unterliess, in propria culpa sich befindet, versteht sich nach den 
allgemeinen Grundsätzen vom Schadensersatz natürlich ganz von 
selbst. Auch dies lässt sich aber nicht als besonderer Grund 
gegen die Haftpflicht des Staats geltend machen *), da auch wegen 
Schadenszufügung durch rein administrative Acte keine Entschä- 
digung verlangt werden kann, wenn der Verletzte von dem ihm 
zuständigen Recurs an die vorgesetzte Behörde keinen Gebrauch 
gemacht hat 2 ). 

Wenn ein Richter, ohne das eingewendete Rechtsmittel zu 
beachten, mit der offenbarsten Widerrechtlichkeit von seiner exe- 
cutorischen Zwangsgewalt Gebrauch macht, wenn er in Civil- 
sachen ohne irgend einen rechtfertigenden Grund Personal- oder 
Real-Arrest verhängt ; wenn ein Untersuchungsrichter, sei es wis- 
sentlich oder mit grober Culpa, widerrechtlich Verhaftungen oder 
Beschlagnahmen vollzieht, so lässt sich gar nicht absehen, wess- 
halb in Betreff der subsidiären Haftpflicht des Staats es anders 
gehalten werden soll, als wenn Polizei- und andere Verwaltungs- 
behörden ihre Amtsgewalt missbraucht haben ; und dasselbe gilt 
von Excessen des Criminalbeamten im Laufe des Verfahrens, Miss- 
handlungen des Inculpaten zur Erpressung eines Geständnisses u. s. w. 



1) Wie es von Pfeiffer a. a. 0. S. 365 geschieht. 

2) Wie mehrfach auch in neueren Gesetzen ausdrücklich als Bedingung 
der Entschädigungsklagen gegen Verwaltungsbehörden aufgestellt ist. Vgl. 
z. B. Hannov. Landesverf.-Ges. v. 8. Aug. 1840. § 40, was sich aber 
nur auf die Anfechtung der verletzenden Verfügung, nicht auf die Ver- 
weigerung der Entschädigung beziehen lässt. Vgl. Neues Magaz. f. Hannov. 
Recht. Bd. IV. S. 48 f. 

Zeitschr. f. Staatsw. 1863. IV. Heft. 41 
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Dazu kömmt, dass in unserem Untersuchungsverfahren die meisten 
Schritte des Inquirenten, wenn sie auch von gewissen gesetzlichen 
Voraussetzungen abhängig sind , doch ihrer i n n e r n Natur nach 
mehr dem Prinzip der Verwaltung, als dem der Justiz ') 
correspondiren , insofern nämlich ihre Zulässigkeit hauptsächlich 
nach den Forderungen der factischen Nothwendigkeit, des Nutzens 
und der Zweckmässigkeit sich bestimmt. Auch wäre es doch in 
der That eine sehr leidige Inconsequenz, wenn die aus dem Prin- 
zip der Garantieleistung des Staats abgeleitete subsidiäre Haftpflicht 
gerade da cessiren, oder beim Missbrauch derjenigen Amtsgewalt 
ausgeschlossen sein sollte, welche mit den stärksten und am tiefsten 
in die Freiheit oder die individuelle Rechtssphäre der Staatsbürger 
eingreifenden Zwangsmitteln ausgerüstet ist. 
Endlich gedenken wir noch kurz 
C. der Frage, ob die Haftpflicht des Staats nicht 
blos bei Schadens zufügung durch positive Hand- 
lungen, sondern auch bei pflichtwidrigen Un- 
terlassungen der Beamten eintreten könne? 
Zur Verneinung dieser Frage liegt nicht der mindeste 
Grund vor, da in allen Fällen, wo die Unterlassung selbst eine 
rechtswidrige ist, sie der positiven Handlung ganz gleichsteht 2 ). 
Auch haben wir im Verlaufe unserer Darstellung schon eine Mehr- 
zahl von Fällen nebenbei erwähnen müssen, wo eine Unter- 
lassung als Ursache des eingetretenen Schadens erscheint, mag 
nun die daran sich knüpfende Haftpflicht des Staats, wie bei De- 
positen, eine primäre, oder, wie bei unterlassener Eintragung in 
das Hypothekenbuch, eine subsidiäre sein. Ferner wird, wenn 
z. B. widerrechtliche Arrest anläge einen Anspruch auf Ent- 
schädigung begründen kann, auch die widerrechtliche Unter- 
lassung der Maassrcgel, wo sie beantragt war und hätte statt- 
finden müssen, die Entschädigungsklage zunächst gegen den Rich- 
ter und in subsidium auch gegen den Staat begründen müssen 
und ebenso kann in Betreff der Functionen des Criminalrichters 
es gewiss rechtlich keinen Unterschied machen, ob er sich 



1) Deutsches Staats- u. Bundesrecht. Th. II. § 146. 

2) L. 189. Dig. de Verb, signif. L. 121 de Reg. jur. 
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durch willkürliche Verhaftung oder sonstige Excesse , oder da- 
durch vergangen hat, dass er den Inhaftirten Wochen oder gar 
Monate lang unverhört sitzen Hess. 

Gemeinsam ist allen Fällen dieser Art, dass der Beschädigte 
in einem concreten Rechtsverhältniss dem Beamten gegenüber 
stand und eine bestimmte Thätigkeit als sein Recht zu fordern 
befugt war, sowie, dass sich die pflichtwidrige Unterlassung als 
selbst fortwirkende Ursache des eingetretenen Schadens 
herausstellt. Wenigstens das letztere ist auch da der Fall, wo in 
der Verabsäumung einer obrigkeitlichen Pflicht, z. B. bei öffent- 
lichen Strassen oder Brücken , die unmittelbare Ursache des ein- 
getretenen Unglücks gefunden werden muss. Wenn dagegen der 
zugefügte Schade durch positive Handlungen dritter Personen, 
die selbst ex suo delicto dafür haften, verursacht worden ist, so 
ist dies ein Fall , der hinsichtlich der Haftpflicht der Beamten, 
welche die Tumultuanteit hätten hindern müssen, und mittelbar 
des Staates selbst, allerdings besondere Bedenken erregen kann. 
Denn so unleugbar der Staat verpflichtet ist, den Unterthan gegen 
verbrecherische Verletzungen durch andere mit seinen Machtmit- 
teln zu schützen, so wird es doch meistens insofern an den Be- 
dingungen einer Justizsache fehlen 1 ), als das Ermessen der 
Obrigkeit darüber zu entscheiden hat, ob die Anwendung der 
öffentlichen Machtmittel in concreto möglich, zweckmässig oder 
geboten und ausreichend sei, und als dies überhaupt gar keine 
Frage ist, worüber der Richter nach Rechtsgründen zu entschei- 
den vermöchte. Die Sache liegt hier also in der That anders, 
als da, wo es sich um eine, nach Gegenstand, Art und Maass 
begrenzte und unbedingte, Verpflichtung zu einer bestimm- 
ten positiven Thätigkeit handelte und der Richter nur die Frage 
zu entscheiden hat, ob diese obligatio erfüllt oder nicht erfüllt 
wurde. Wenn aber aus diesem Grunde schwerlich eine Ent- 
schädigungsklage gegen die Beamten selbst, welche Verbrechen 
Dritter angeblich hätten hindern können, zu begründen sein dürfte, 
so wird sie um so weniger gegen den Staat selbst zu fundiren 
sein, man mag nun überhaupt eine primäre oder nur secundäre 



1) Deutsches Staats- u. Bundesrecht. Th. II. § 148. 

41* 
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Haftpflicht des Staats bei Schadenszufügungen durch seine Diener 
statuiren. 

Dass das Oberappellationsgericht zu Cassel in mehreren 
Erkenntnissen eine Haftpflicht des Staats wegen Nichtabwen- 
dung eines durch dritte Personen zugefügten Schadens Seitens 
seiner Beamten oder Behörden anerkannt hat, ergibt sich aus den 
Mittheilungen von Strippelmann *). Der genannte Gerichtshof 
hat den Grundsatz aufgestellt: 

„Der Staat sei für den Schaden, welcher in Folge von Hand- 
Jungen oder Unterlassungen der zur Aufrechthaltung der öffent- 
lichen Sicherheit bestellten Beamten bei Gelegenheit eines 
„Volksauflaufs zugefügt worden, selbst ohne vorgängige Aus- 
„klagung des unmittelbaren Urhebers des Schadens und des Be- 
amten zu haften verbunden." 
Dabei wird indess theils vorausgesetzt, dass einVerschul- 
d e n des Beamten im concreten Falle, nicht aber die blosse Wis- 
senschaft desselben von dem zu befürchtenden Schaden in Frage 
sei 2 ); theils wird zugegeben, dass eine etwaige unrichtige 
Beurtheilung des betreffenden Staatsdieners hinsichtlich des 
Gebrauchs oder der Zulänglichkeit der vorhandenen Mittel 
ein, den Staat verpflichtendes, Verschulden desselben für sich allein 
nicht zu begründen vermöge. Auch wird noch bevorwortet : der Um- 
stand, dass der um Beistand requirirten Behörde hinreichende 
Mittel zu Gebote standen, um die dem Eigenthutn eines Privatus 
drohenden Gewaltthätigkeiten abzuwenden, sei für sich allein noch 
nicht hinreichend, den unterlassenen Gebrauch dieser 
Mittel als ein Verschulden zu betrachten, da es wesent- 
lich mit darauf ankomme, ob die Behörde den Bei- 
stand ohne Gefährdung anderweiter höherer oder 
gleich hoher Interessen leisten konnte. 

Uns will bedünken, dass aus diesen Voraussetzungen und 
Einschränkungen selbst die grosse Bedenklichkeit der Annahme 



1) S. dessen Neue Samml. bemerkenswerther Entscheidungen. Th. IV. 
Abth. I. Nr. XXVI. S. 285 f. Th. VI. S. 251. Vgl. auch auszugsweise 
Heffter im Archiv des Crrs. 1851. S. 454 f. Seuffert's Archiv Bd. II. 
Nr. 54. Bd. III. Nr. 326. 

2) Strippelmann a. a. 0. Th. IV. Abth. I. S. 313. 
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einer Entschädigungsklage gegen die Behörde oder den Staat in 
derartigen Fällen sich ergebe. Hat der Einzelne ein juristisch 
verfolgbares Recht auf Erhaltung der öffentlichen Ruhe und Sicher- 
heit oder Hinderung der gegen ihn zu verübenden Gewalttätig- 
keiten? Diese Frage müsste sich vor allen Dingen bejahen lassen, 
was doch schwerlich der Fall sein dürfte. Aber auch abgesehen 
hiervon, müssen wir den schon geltend gemachten Bedenken zufolge 
fragen : Ist denn die Anwendung oder Nichtanwendung der öffentli- 
chen Macht überhaupt eine Rechtsfrage ? Ist der Richter berufen, 
über die richtige oder unrichtige Beurlh eilung der betreffenden 
Behörde hinsichtlich des Gebrauchs und der Zulänglichkeit der vor- 
handenen Mittel seiner Seits ein Urtheil, zu fällen und darüber 
zu entscheiden , worauf es doch wesentlich mit ankommen 
soll und muss, ob die Behörde den Beistand ohne Gefährdung 
anderweiter höherer oder gleich hoher Interessen leisten konnte ? — 



Wir haben bei unserer bisherigen Ausführung stillschweigend 
nur die Haftpflicht des Staats in Betreff der Schadenszufügung 
durch seine unmittelbaren Diener ins Auge gefasst. Wie aber, 
wenn das Hoheitsrecht der Gerichtsbarkeit oder Polizei, was in 
Deutschland noch jetzt, wenn auch nicht in dem frühern Umfange, 
der Fall ist, im abgeleiteten Besitz einer berechtigten phy- 
sischen oder moralischen Person sich befindet, oder als Bestand- 
teil vormaliger Landeshoheit oder reichsunmittelbaren Herrschafts- 
rechts besessen und geübt wird ? Treten hier hinsichtlich des 
Grundes und Umfanges der Haftpflicht an sich andere Rechts- 
grundsätze ein und kann hier der Staat, sei es direct oder sub- 
sidiär, wenn von dem schuldigen Beamten nichts zu erlangen ist, 
in Anspruch genommen werden? 

Zur Entscheidung dieser Fragen bedarf es einer Untersuchung 
der rechtlichen Natur der abgeleiteten Hoheitsrechte, insbesondere 
der s. g. Patrimonialgerichtsbarkeit und ihres Verhältnisses zum 
Staat und den Unterthanen, sowie der rechtlichen Stellung der 
Beamten, welchen die Ausübung des abgeleiteten Hoheitsrechts 
übertragen wurde und nach jetziger Verfassung übertragen wer- 
den muss. Auf diese Untersuchung können wir uns hier am 
Schlüsse dieser Abhandlung nicht mehr einlassen. Wir bemerken 
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nur, dass wir die in manchen Ländern, z. B. in Sachsen, bis 
auf die neuere Zeil herrschend gewesene Ansicht x ) , dass das 
Verhältniss zwischen Gerichtsherrn und Justitiar ein bloses pri- 
vatrechtliches Mandat sei und danach auch die Ansprüche Drit- 
ter aus den Handlungen des Justitiars gegen die Gerichtsherr- 
schaft beurtheilt werden müssten, als entschieden unrichtig ver- 
werfen 2 ) und für die Entscheidung der Frage über die Haftpflicht 
des patrimonialen Gerichtsbarkeits-Inhabers keine andern Prinzi- 
pien als maassgebend anerkennen können , als diejenigen , nach 
welchen die Haftverbindlichkeit des Staats zu beurtheilen ist; -■ 
insoweit nicht Particulargesetze, von denen gerade eine Mehrzahl 
die Haftverbindlichkeit der Gerichtsherrschaften und resp. nur 
diese betrifft, eine Abweichung enthalten. 



V. Neuere gesetzliche Bestimmungen. 

Zum Schluss heben wir noch, ohne Anspruch auf Vollständig- 
keit, neuere deutschrechtliche Bestimmungen über die Haftpflicht 
des Staats oder der Inhaber subjicirter Hoheitsrechte aus den 
Handlungen und Unterlassungen ihrer Beamten hervor. Die meisten 
beziehen sich nur auf einzelne Fälle aus denen aber, insofern 
daraus die Anerkennung eines allgemeinern Prinzips hervorgeht, 

1) Vgl. (Günther) Observat. quaedam Obligationen) domini de praestand. 
fact. justitiari spectantes. Lips. 1835. Hesse, Ansichten über Patrim.- 
Gerichtsbarkeit. Altenb. 1842. S. 30 f. S. dagegen Wachsmuth, Vers, 
einer systemat. Darstellung der Patrim. - Gerichtsb. S. 46 f. u. die Recens. 
Rieht er 's Jahrb. f. krit. Rsvv. 1843. Febr.-Heft. S. 124—145. 

2) Wie es z. B. auch in einem vom Spruchcollegium der Göttinger 

Juristenfacultät im Dez. 1853 abgegebenen Erkenntnisse geschehen ist. 

Im Deutschen Staats- u. Bundesrecht. findet sich Th. II. § 140 der hierher 
gehörige Satz: „Bei Patrimonialgerichten trifft in diesen Fällen die Haf- 
tungspflicht zunächst den Gerichtsherrn, bei städtischen Beamten die 
C ämmereicasse, weil Gerichtsherr und Stadt als Inhaber des vom Staate 
abzuleitenden Hoheitsrechts, wobei sie mit den Emolumenten auch die Lasten 
überkommen haben, den Staat hier zunächst vertreten müssen." Wir halten 
diesen Satz auch jetzt noch fest und bemerken nur, dass mit dem Worte 
„zunächst" bezeichnet werden soll, dass auch hier der Staat, wenn von 
der Gerichtsherrschaft nichts zu erlangen ist, in subsidium haf- 
ten inuss. 
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Analogie auch für andere unbestimmte Fälle zu ziehen ist. Auch 
dürfte sich wohl die Folgerung rechtfertigen, dass Gesetze, welche 
die mittelbaren oder subjicirten Gerichtsherrschaften für verant- 
wortlich erklären für ihre Justitiarien , auch eine Anerkennung 
der Haftpflicht des Staats als unmittelbarer oder oberster Gerichts- 
herrschaft in sich schüessen. 

In Betreff Oesterreichs erwähnt Pfeiffer ') ein kaiser- 
liches Patent v. 1. Sept. 1781, worin der Anspruch 1 der Unter- 
thanen auf Entschädigung wegen der ihnen von den Beamten 
zugefügten Rechtsverletzungen ausdrücklich auf die Verpflichtung 
derselben zum Gehorsam und zur Unterwerfung gegen ihre Obrig- 
keit zurückgeführt werde. Eine der neuesten Zeit angehörige 
Verordnung für die ganze Monarchie v. 12. März 1859 2 ) macht 
sehr bemerkenswerte Vorschriften über die Haftpflicht der Ge- 
richtsbeamten und Mitglieder eines Gerichts bei der Justizverwal- 
tung und die Behandlung der s. g. Syndikatsbeschwerden (§ 1 — 6) 
und bestimmt im § 7 : „Für die Ersatzansprüche, welche aus der 
Verletzung oder Vernachlässigung der Amtspflichten hinsichtlich 
der Verwahrung der den landesfürstl. Gerichtsbehörden oder deren 
Abgeordneten, oder den landesfürstl. Steuer- und gerichtl. Depo- 
sitenämtern gesetzmässig übergebenen Vermögenschaftcn abge- 
leitet werden, haftet unmittelhar der Staatsschatz." 
Ob sich aus diesem „unmittelbar" die Anerkennung einer 
subsidiären Haftpflicht in den übrigen, in der Verordnung 
normirten, Fällen ableiten lasse, Iässt sich ohne näheres Eingehen 
auf die sonstigen Bestimmungen des Österreich. Rechts und ins- 
besondere die im § 4 in Bezug genommenen Bestimmungen des 
bürgerlichen Gesetzbuchs nicht entscheiden 3 ). 

Die Bestimmungen des preussischen Landrechts betref- 
fen , wie schon weiter oben bemerkt wurde , nur die Haftpflicht 
der untergeordneten Gerichtsherrschaften. Auch die Verf.-Urk. 
v. 1850 enthält keine hierher gehörige Bestimmung und, wie 

1) Practisehe Ausführungen Bd. III. S. 383; nach R e u s s , Staatskanz- 
lei. Th. VI. S. 4. 

2) Abgedr. im Gerichtssaal, Jahrg. XII. (1860.) S. 225 f. 

3) Vgl. übrigens auch Pratobevera Materialien zur österr. Gesetzk. 
Bd. II. S. 361-376. 
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diese selbst (cf. Art. 5), so hat es auch das Gesetz zum Schutze 
der persönlichen Freiheit v. 12. Febr. 1850 vermieden, die auf 
widerrechtliche Verhaftung bezügliche Bestimmung der deutschen 
Grundrechie (s. unten) aufzunehmen. 

Aus Bayern und Württemberg sind uns gar keine ge- 
setzlichen Bestimmungen über unsere Frage bekannt *). Dagegen 
bestimmt für Baden das Gesetz über die Einführung des Straf- 
gesetzbuchs u. s. w. v. 5. Febr. 1851. § 26: „Im Falle einer 
aus Vorsatz oder grober Verschuldung widerrechtlich verfügten 
oder verlängerten Gefangenschaft ist der Schuldige und nöthi- 
genfalls der Staat dem Verletzten zur Genugthuung und Ent- 
schädigung verpflichtet , welche nach Maassgabe des Landrechts 
und des Gesetzes v. 6. März 1845 über die privatrechtlichen 
Folgen von Verbrechen festzusetzen ist. Im Falle der Unbei- 
bringlichkeit der zuerkannten Entschädigungssumme ist die Staats - 
casse, vorbehaltlich ihres Rückgriffe auf den Schuldigen, dieselbe 
zu bezahlen verpflichtet. Der Kläger, welcher die Staatscasse 
rechtzeitig zum Streite beiladen liess, kann von derselben, auf 
Vorlage des rechtskräftigen Urtheils und eines Zeugnisses über 
die Unbeibringlichkeit der Forderung, Zahlung erlangen" 2 ). 

In Hannno ver fehlt es an jeder gesetzlichen Bestimmung. 
Die Verordnungen aus dem vorigen Jahrhundert über die noth- 
wendigen gerichtlichen Depositen von 1705, 1718 und 1737 3 ) 
enthalten nur genaue Bestimmungen über ihre Verwahrung etc., 
auch Bestrafung ihrer Veruntreuung, aber nichts über die Ersat?- 
pflicht der Gerichts- oder Landesherrschaft. Für Kurhessen 
dagegen erkannte bereits die Verordn. v. 11. Okt. 1776. §4 und 
§ 13 eine subsidiäre Verpflichtung sowohl der Gerichts- als der 
Landesherrschaft an, womit auch die Verordn. über Depositen 
v. 29. Sept. 1823 übereinstimmt 4 ). Aehnliche Anerkenntnisse in 

1") Bei Pözl im Bayer. Verfassungs - und Verwaltungsrecht und bei 
Mo hl Württemb. Staatsrecht wird überhaupt die Frage gar nicht berührt. 

2) Diese Bestimmung ist aus den, nach Maassgabe der Grundrechte 
erlassenen, Gesetzen über Verhaftungen etc. v. 10. März 1849, welche auf- 
gehoben worden, beibehalten worden. 

3) Chur. Braunschw.-Lüneburgische Landes - Ordnungen und Gesetze. 
Th. II. Cap. II. Von der Administration der Justiz etc. p. 545 f, 610 f. 676. 

4) Vgl. Pfeiffer, pract. Ausführ. Th. II. S. 374 f. 
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Betreff veruntreuter gerichtlicher Depositen finden sich auch in 
mehrern andern deutschen Staaten z.B. in Altenburg, Verordn. 
v. 18. Dez. 1840. 

Von den jetzt geltenden Verfassungsurkunden enthält nur 
das Staatsgrundgesetz für die Herzogthümer Coburg und Gotha 
v. 3. Mai 1852. § 68 eine allgemeinere Bestimmung über die 
fragliche Haftpflicht des Staats J ). „Für die Schäden" , ist hier 
festgesetzt, „welche einem Staatsangehörigen durch die Arglist 
„oder grobe Verschuldung der Staatsbeamten als solcher verur- 
sacht werden, hat der Staat — insofern nicht besondere Gesetze 
»in gewissen Füllen eine unmittelbare Vertrelungsverbindlich- 
»keit desselben festsetzen — dann zu haften, wenn der Beschä- 
digte den Schadensersatz vom schuldigen Beamten nicht zu er- 
gangen vermag." Man kann sich im Ganzen mit dieser Bestim- 
mung zufrieden erklären, selbst mit der Beschränkung auf lata 
culpa. Wenn nur in allen deutschen Staaten in diesem Umfange 
die Haftpflicht des Staats anerkannt wäre, so würde damit viel 
gewonnen und die Anwendung der richtigen theoretischen Prin- 
zipien im Ganzen gesichert sein. Noch umfassender war in dem, 
in vieler Hinsicht vortrefflichen Landesgrundgesetz für Schwarz- 
burg-Sondershausen v. 24. Sept. 1841 2 ) die Frage über 
die Haftpflicht des Staats regulirt. Der § 63 bestimmte: „Die 
„Staatsregierung ist verbunden, die Handlungen ihrer Beamten, 
„welche diese in Gemässheit und nach den Vorschrif- 
ten ihres Amtes vorgenommen haben, zu vertreten. Sie 
„muss daher 1) die von denselben in gehöriger Form ausgestell- 
ten Urkunden gegen sich gelten lassen, wenn auch nichts in 
„die betreffende Casse geflossen ist 3 ) ; 2) für alle Deposita und 
„ebenso 3) für die Richtigkeit der Consens- und Hypothekenbücher 
„und der daraus von den Behörden ertheilten Scheine haften; 
„für die Abschätzung des Werthes und die Zulänglichkeit des Er- 



1) S. die Deutschen Verfassungsgesetze der Gegenwart. Gott. 1855. 
p. 661. 

2) Abgedr. in Fr. Bülau, die Verfassungen des deutschen Staaten- 
bundes. Leipz. 1847. S. 298 f. 

3) Für Staatsschuldverschreibungen bestimmt, der Sache nach, dasselbe 
das Meining. Grundgesetz v. 1829. § 44, 



650 Ueber die Haftiingsverbindlichkeit des Staats etc. 

„loses, sowie dafür, dass keine frühern gesetzlichen Hypotheken 
„vorhanden sind, übernimmt sie aber, wenn nicht das letztere von 
„den Behörden ausdrücklich zugesichert worden ist, keine Ge- 
„währ." — Ferner im § 04: „Ist Jemand durch eine rechts- 
widrige Handlung der Staatsdiener in seinen Rechten ver- 
netzt worden, und konnte er weder jene, noch ihre für ihn nach- 
„Iheiligen Folgen, vermöge der bestehenden Staatseinrichlungen 
„abwenden, so haftet, wenn er bei der obern Behörde sofort An- 
zeige gemacht hat, die Staatsregierung ebenfalls, und sie kann 
„in diesem Falle sowohl, als in den § 63 gedachten Fällen in 
„Anspruch genommen werden, ohne dass es einer Vor aus - 
„klage gegen den schuldigen Beamten bedarf; jedoch 
„hat sie ohne Cession eine Regressklage gegen den letztern." — 
Inwieweit die Haftpflicht, namentlich in Betreu" ihrer nicht blos 
subsidiären Natur, hierdurch über das nothwendige Maass aus- 
gedehnt worden ist. ergibt sich aus den oben von uns entwickel- 
ten Prinzipien. Beachtenswerth bleibt aber dieses gesetzliche 
Anerkenntnigs der Haftpflicht des Staats immerhin, wenn es auch 
nicht mehr als formell gültiges Gesetz besteht. Schon das Ver- 
fassungsgesetz v. 12. Dez. 1849 hat diese Bestimmung nicht in 
sich aufgenommen '). Dasselbe begnügt sich , §11, mit der 
Adoption der die widerrechtliche Verhaftung betreffenden grund- 
rechtlichen Bestimmung und in dein Landesgrundgesetz vom 
8. Juli 1857 2 ), welches das Kapitel von den Staatsangehörigen 
und ihren Grundrechten ganz weggelassen hat, findet sich auch 
diese Bestimmung nicht mehr. 

Die schon wiederholt erwähnte Sanction der Grundrechte 
des deutschen Volks (Reichsgesetz v. 27. Dez. 1848, § 8), welche 
vermöge ihres Uebergangs in die Landesgesetzgebung, in mehrern 
kleinern Staaten noch jetzt in Geltung sich befindet, lautet: 

„Im Falle einer widerrechtlich verfügten oder verlängerten 
„Gefangenschaft ist der Schuldige und nöthigenfalls der 



1; S. dasselbe in den Deutsch. Verfassungsgesetzen der Gegenwart. 
Gott. 1855. S. 984 f. 

2) Deutsche Verf.-Ges. der Gegenwart. Erste Fortsetz. Gott. 1858. 
S. 204 f. 
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„Staat dem. Verletzten zur Genugtuung und Entschädigung 
„verpflichtet" *). 
In Kraft besteht dieser, auf den Civilanspruch wegen 
widerrechtlicher Haft sich beschränkende, Satz, zum Theil mit 
nähern Bestimmungen, in Baden (s. oben), in Braun- 
schweig 2 ), in Oldenburg 3 ) und in Anhalt-Bernburg 4 ). 
Endlich registriren wir noch die hierher gehörigen Bestim- 
mungen des provisor. Gesetzes über das Verfahren in streitigen 
Verwaltungs- und Regierungssachen für die freie Stadt Ham- 
burg, welches durch Rath- und Bürgerschluss v. 11. Aug. 1859 
neben den Verfassungsabschnitten, dem Wahlgesetz und der Ge- 
schäftsordnung für die Bürgerschaft (als Unteranl. Lit. D) ange- 
nommen worden ist. Dasselbe bestimmt: 

§ 4. „Die Verwaltungsbehörden können, ohne dass es 
„einer Erlaubniss dazu bedarf, von Jedem, der sich durch ihre 
„nicht richterlichen Verfügungen in seinem Privatrechte 
„verletzt glaubt, auf Abhülfe oder Entschädigung gerichtlich be 
„langt werden. Eine rechtskräftig zuerkannte Entschädigung 
„ist dem Verletzten aus den disponiblen Fonds der Ver- 
„waltung, oder, wenn solche nicht zureichen, aus der all- 
gemeinen Staatskasse zu leisten, unbeschadet des der Ver- 
waltung oder dem Staate, nach Gesetz und allgemeinen Rechts- 
„grundsätzen, zuständigen Regresses wider Diejenigen, welche 

„schuldvoller Weise die Verletzung herbeigeführt haben." 

§ 5. „Gegen einzelne Mitglieder oder Beamte 
»einer Verwaltungsbehörde kann eine gerichtliche Klage wegen 



1) Vgl. darüber Drechsler im Gerichtssaal. 1849. Bd. II. S. 445 f. 

2) Wo das, die Grundrechte beseitigende, Gesetz v. 4. Juli 1851. § 2, 
unter andern, auch diese Bestimmung beibehalten hat. Deutsche Verf.-Ge- 
setze ;Hauptsamml.) S. 730. 

3) Nach dem Staatsgr.-Gesetz v. 22. j\ov. 1852. Art. 39. § 6. S. die- 
selbe Samml. S. 907. 

4) Landesverf. - Gesetz v. 28. Febr. 1850. § 5. S. dieselbe Samml. 
S. 960. — Das in Folge der gemeinschaftl. Anhaltischen Verfassung v. 1859 
(Deutsche Verf.-Gesetze der Gegenwart. 2. Fortsetz. Gott. 1862. p. 153 f.) 
ergangene Gesetz v. 31. Aug. 1859, welches von dem Landesverf.-Gesetz 
v. 1850 nicht viel hat stehen lassen, hat den Art. 5 nicht aufgehoben. 
S. das'.' im Anhang p. 225. 
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„von ihnen in amtlicher Eigenschaft begangener Ver- 
letzung von Privatrechten nur nach vorausgegangener Be- 
schwerde bei der betreffenden Behörde selbst erhoben werden. 
„Erklärt in solchem Falle die Behörde, nach angestellter Unter- 
suchung, das Verfahren ihres Mitgliedes oder Beamten ver- 
atreten zu wollen, — als wozu sie, soweit er ihren 
„Instructionen gemäss verfahren hat, verpflichtet ist, — so muss 
„die Klage sodann gegen sie gerichtet werden. Anderen- 
falls ist die Klage gegen den Einzelnen zu richten, wobei 
„die Frage, ob nicht die dem Kläger zuerkannte Entschädigung 
»dennoch aus dem Staatsvermögen, vorbehaltlich des 
„Regresses gegen den Schuldigen, zu leisten sei, nach voran- 
gegangenem rechtlichen Gehör der betreffenden Behörde, in 
„Gemässheit allgemeiner Rechtsgrundsätze und 
„der Umstände des einzelnen Falles, zu entschei- 
den ist." 
Eine bestimmte Vorschrift, wann die Haftpflicht des Staats 
eintrete, ist hierdurch augenscheinlich nicht gegeben. Das Gesetz 
setzt aber die Existenz „allgemeiner Rechtsgrund- 
sätze" hierüber voraus, welche mit Rücksicht auf die Umstände 
des einzelnen Falles zur Anwendung gebracht werden sollen. Der 
Hamburgische Richter ist mithin nicht behindert, die richtigen 
Prinzipien über diese Frage zur Anwendung zu bringen, und es 
scheint auch nicht, dass er behindert sei (wegen der in einem 
Zwischensatz vorbehaltenen Regressnahme des Staats gegen den 
Schuldigen), den rechtlichen Unterschied zwischen directer und 
subsidiärer Haftpflicht des Staats zu berücksichtigen. 



